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1 Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte  

Tz. 1 Die überörtliche Kommunalprüfung (üöKp) prüfte bei zehn Kommunen die Um-

setzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) 1. Folgende wesentliche Ergeb-

nisse wurden festgestellt: 

Tz. 2 Ein vom Bundesgesetzgeber verfolgtes Ziel, die Kostendynamik in der Eingliede-

rungshilfe zu begrenzen, wurde bislang nicht erreicht: 

Der Anstieg der Aufwendungen lag landesweit für die gesamte Eingliederungs-

hilfe in den Jahren 2020 bis 2022 bei 8,5 %.2 

Bei den niedersächsischen Kommunen lag der Kostenanstieg für die Eingliede-

rungshilfeleistungen an Kinder und Jugendliche in diesem Zeitraum sogar bei 

12,7 %.3 (vgl. Abschnitt 2) 

In den geprüften Kommunen stiegen die Aufwendungen für Eingliederungshilfen 

für Kinder und Jugendliche im Prüfungszeitraum um 16,3 %.4 

Tz. 3 Die Kommunen sind gem. § 95 SGB IX i. V. m. § 17 Abs. 1 Nr. 2 SGB I verpflich-

tet, für alle Kinder und Jugendlichen sämtliche nachgefragten und bedarfsge-

rechten Eingliederungshilfeleistungen rechtzeitig, ausreichend und ortsnah zur 

Verfügung zu stellen (Sicherstellungsauftrag). Gleichwohl erklärten sie, dass es 

in ihrem Zuständigkeitsbereich Versorgungslücken und -engpässe gab und sie 

mit der bestehenden Angebotsstruktur nicht alle Kinder und Jugendlichen mit Be-

hinderungen bedarfsgerecht versorgen konnten. (vgl. Abschnitt 4.2) Das betraf 

auch die Stadt Oldenburg. 

Tz. 4 Für eine Strukturplanung ist es notwendig, dass die Kommunen einen vollständi-

gen und aktuellen Überblick über Angebote der Eingliederungshilfe haben, zu de-

nen sie mit Leistungsanbietern Vereinbarungen abgeschlossen haben. Eine 

Kommune räumte ein, dass sie im Bereich der Eingliederungshilfe keinen Über-

blick über die Anzahl der Plätze in Integrationsgruppen in Regelkindergärten in 

ihrem Gebiet hatte. Dies betraf nicht die Stadt Oldenburg. (vgl. Abschnitt 5.1.1) 

 
1  Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabe-

gesetz – BTHG) vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3234), zuletzt geändert durch Art. 8 TeilhabestärkungsG vom 
02.06.2021 (BGBl. I S. 1387). 

2  Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis), 2023, https://www-genesis.destatis.de/genesis/online, Nettoausga-
ben der Eingliederungshilfe in Niedersachsen. 

3  Datenauskunft des Nds. Landesamtes für Soziales, Jugend und Familie. 
4  Ebd. 

https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
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Tz. 5 Die Fachkräfte in den Kommunen müssen gem. § 97 Satz 2 Nr. 2 SGB IX auch 

die Möglichkeiten in den Sozialräumen5 der Menschen mit Behinderungen gut 

kennen. Diese Kenntnisse werden benötigt, um (nur) den notwendigen Leis-

tungsumfang bewilligen zu können. Darüber hinaus können die Kommunen nur 

mit dieser Kenntnis die Angebote für die Eingliederungshilfe sozialraumorientiert 

und inklusiv ausrichten. Für die Strukturplanung sollten die niedrigschwelligen 

Angebote für Menschen mit Behinderungen in den Sozialräumen systematisch 

erfasst und regelmäßig aktualisiert werden. (vgl. Abschnitt 5.1.2) Dies gilt auch 

für die Stadt Oldenburg. 

Tz. 6 Gem. § 95 S. 3 SGB IX haben die Kommunen bei der Strukturplanung die Er-

kenntnisse aus den einzelfallbezogenen Gesamtplanverfahren gem. §§ 117 bis 

122 SGB IX zu berücksichtigen. Damit können die Kommunen sicherstellen, 

dass Wünsche, Ressourcen und Bedarfe der Kinder und Jugendlichen umfas-

send für eine bedarfsorientierte Steuerung der Angebotsstruktur genutzt werden 

können. Keine der geprüften Kommunen wertete die durchgeführten Gesamtpla-

nungen systematisch aus. Die üöKp fordert die Kommunen – so auch die Stadt 

Oldenburg – auf, die Erkenntnisse aus den Gesamtplanungen künftig bei ihrer 

Strukturplanung zu berücksichtigen. Dafür ist ein Fachcontrolling unerlässlich. 

(vgl. Abschnitt 5.2.1) 

Tz. 7 Durch ein Finanzcontrolling gem. § 21 KomHKVO können die Kommunen Kennt-

nis über die finanziellen Auswirkungen ihrer Leistungsbewilligung und ihrer Steu-

erungsansätze erhalten. Fünf Kommunen – dazu gehörte auch die Stadt Olden-

burg – gaben an, dass sie ein Finanzcontrolling zu Fallzahlen und Kosten der 

Eingliederungshilfe durchführten. (vgl. Abschnitt 5.2.2) 

Tz. 8 Neben den Erkenntnissen aus der Auswertung der Gesamtplanung und dem Fi-

nanzcontrolling erfordert eine bedarfsorientierte Strukturplanung auch Informatio-

nen, die von anderen Akteuren beigetragen werden können. Die üöKp empfiehlt 

den Kommunen, so auch der Stadt Oldenburg, individuell zu prüfen, ob sie be-

reits mit allen für sie relevanten Akteuren hinreichend intensiv zusammenarbei-

ten. Die Erkenntnisse aus den geprüften Kommunen enthalten hierfür Anregun-

gen. (vgl. Abschnitt 5.2.3) 

 
5  Der Begriff „Sozialraum“ ist im SGB IX nicht definiert. Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge 

e. V. versteht unter einem inklusiven Sozialraum ein barrierefreies Lebensumfeld, das alle Menschen mit und 
ohne Behinderungen, alte und junge Menschen, Menschen mit und ohne Migrationshintergrund selbstbe-
stimmt gemeinsam nutzen und mitgestalten können. Vgl. Eckpunkte des Deutschen Vereins für einen inklusi-
ven Sozialraum vom 07.12.2011, S. 4; https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/de-
tail/eckpunkte-des-deutschen-vereins-fuer-einen-inklusiven-sozialraum/, zuletzt aufgerufen am 23.01.2025. 

https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/eckpunkte-des-deutschen-vereins-fuer-einen-inklusiven-sozialraum/
https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/eckpunkte-des-deutschen-vereins-fuer-einen-inklusiven-sozialraum/
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Tz. 9 Keine der geprüften Kommunen hatte eine umfassende strukturelle Angebots-

steuerung zur Sicherung eines angemessenen und ortsnahen Leistungsangebots 

durchgeführt. (vgl. Abschnitt 5.3) In einer Handreichung (Anlage 1) hat die üöKp 

die aus ihrer Sicht dafür notwendigen Schritte zusammengefasst. 

Tz. 10 Die Stadt Oldenburg hatte die Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII aus dem 

Jugendamt herausgelöst und in das Amt für Teilhabe und Soziales überführt. Die 

Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII unterlag nicht mehr der Fachaufsicht 

des Jugendamtes und der Kontrolle des Jugendhilfeausschusses. Damit hält sich 

die Stadt Oldenburg nicht an die Vorgaben des SGB VIII. Die üöKp fordert die 

Stadt Oldenburg auf, ihre Organisation im Hinblick auf die Eingliederungshilfe 

nach § 35a SGB VIII zu überprüfen und so zu verändern, dass sie künftig die Or-

ganisationsvorgaben, die sich aus dem SGB VIII ergeben, einhält. Die Stadt 

Oldenburg teilte im Stellungnahmeverfahren mit, dass sie die Feststellung aus-

räumen wird. (vgl. Abschnitt 3) 
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2 Prüfungsanlass und Durchführung der Prüfung 

Tz. 11 Die Eingliederungshilfe wurde durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG) im Ein-

klang mit der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen6 (UN-BRK) 

reformiert. Kernziel der Reform war, mehr Selbstbestimmung und umfangrei-

chere Teilhabe der Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft 

sicherzustellen.  

Tz. 12 Das BTHG führte zu einem Paradigmenwechsel in der Eingliederungshilfe. Zuvor 

orientierte sich die Hilfeplanung an den vorhandenen Leistungsangeboten. Nun 

steht die Personenzentrierung im Vordergrund. Der individuelle Bedarf soll ge-

meinsam mit den Menschen mit Behinderung ermittelt werden. Die passenden 

Hilfen sind im gewohnten oder gewünschten Lebensfeld zu organisieren.7 

Tz. 13 Die inhaltliche Neuausrichtung der Eingliederungshilfe sollte jedoch keine neue 

Ausgabendynamik auslösen. Vielmehr war ein weiteres Ziel des BTHG, den be-

reits zuvor bestehenden Ausgabenanstieg in der Eingliederungshilfe abzuschwä-

chen. Um dieses Ziel zu erreichen, wurden die Steuerungsmöglichkeiten der Trä-

ger der Eingliederungshilfe erweitert.8  

Tz. 14 In Niedersachsen erfolgte zum 01.01.2020 eine Änderung der Zuständigkeiten 

bei der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen. Die örtlichen Trä-

ger der Eingliederungshilfe9 sind seitdem im eigenen Wirkungskreis verantwort-

lich für alle Hilfen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres der Leistungsberech-

tigten bzw. bis zu deren Abschluss der allgemeinen Schulbildung.10 Diese umfas-

sende Zuständigkeit ermöglicht den Kommunen, die Angebotsstruktur in ihrem 

Gebiet mit dem Ziel zu steuern, personenzentrierte Eingliederungshilfen für Kin-

der und Jugendliche mit Behinderungen sicherzustellen. 

 
6  Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behinderten-

rechtskonvention – UN-BRK), in Deutschland in Kraft getreten am 26.03.2009, vgl. https://www.behinderten-
rechtskonvention.info/. 

7  Vgl. BT-Drs. 18/9522 vom 05.09.2016, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestim-
mung von Menschen mit Behinderungen, S. 197; https://dip.bundestag.de/. 

8  Vgl. BT-Drs. 18/9522 vom 05.09.2016, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestim-
mung von Menschen mit Behinderungen, S. 2, 3, 191; https://dip.bundestag.de/. 

9  Landkreise, kreisfreie Städte und die Region Hannover. 
10  Vgl. § 94 Abs. 1 SGB IX i. V. m. § 2 Abs. 2 und § 3 Nds. AG SGB IX/XII. Das Land als überörtlicher Träger ist 

zuständig für Leistungsberechtigte, die das 18. Lebensjahr vollendet und die allgemeine Schulbildung abge-
schlossen haben. 

https://www.behindertenrechtskonvention.info/
https://www.behindertenrechtskonvention.info/
https://dip.bundestag.de/
https://dip.bundestag.de/
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Tz. 15 Die üöKp untersuchte die personenzentrierte Leistungsgewährung im Einzelfall 

bereits in der Prüfung „Gesamt- und Teilhabeplanung SGB IX“. Dabei wurde eine 

qualitativ sehr unterschiedliche Umsetzung der neuen Gesetzeslage vorgefun-

den. Einige Kommunen befanden sich auf einem guten Weg, den geforderten 

ganzheitlichen Ansatz bei der Bedarfsplanung zu realisieren. Bei der Mehrzahl 

der geprüften Kommunen war jedoch nicht immer nachvollziehbar, ob Wünsche, 

Beeinträchtigungen und der Sozialraum der leistungsberechtigten Person be-

rücksichtigt worden waren. Zudem bildete die Mehrzahl der Kommunen keine er-

reich- und überprüfbaren Teilhabeziele für die gewährten Hilfen.11 

Tz. 16 In der aktuellen Prüfung „Umsetzung BTHG“ untersuchte die üöKp, inwieweit die 

Kommunen die Angebotsstruktur in Zusammenarbeit mit Leistungsanbietern und 

anderen Akteuren steuerten, um im Einzelfall die Bereitstellung personenzentrier-

ter Leistungen bedarfsgerecht und sparsam sicherstellen zu können. Daneben 

betrachtete sie die Entwicklung der Fallzahlen und Aufwendungen für die Einglie-

derungshilfe in den Jahren 2020 bis 2022. 

Tz. 17 Die Eingliederungshilfe stellt für die niedersächsischen Kommunen eine bedeu-

tende Ausgabengröße dar. Landesweit erhöhten sich die Aufwendungen für die 

Eingliederungshilfe von 2,46 Milliarden Euro im Jahr 2020 auf 2,67 Milliarden 

Euro im Jahr 2022.12 Die Kommunen als örtliche Träger der Eingliederungshilfe 

für Kinder und Jugendliche wendeten rund 663 Millionen Euro im Jahr 2020 auf 

und rund 747 Millionen Euro im Jahr 2022.13 

Tz. 18 Die üöKp prüfte die Landkreise Friesland, Goslar, Harburg, Hildesheim, Olden-

burg und Stade, die Region Hannover sowie die kreisfreien Städte Braun-

schweig, Emden und Oldenburg. Bei allen Kommunen erhob die üöKp Daten und 

führte jeweils vor Ort ein ausführliches Fachgespräch. 

  

 
11  Der Kommunalbericht zu dieser Prüfung wird voraussichtlich im November 2024 veröffentlicht und ist dann 

hier einsehbar: https://www.lrh.niedersachsen.de/startseite/veroffentlichungen/kommunalberichte/. 
12  Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis), 2023, https://www-genesis.destatis.de/genesis/online, Nettoausga-

ben der Eingliederungshilfe in Niedersachsen. Das entspricht einem Anstieg von 8,5 %. 
13  Datenauskunft des Nds. Landesamtes für Soziales, Jugend und Familie. Das entspricht einem Anstieg von 

12,7 %. 

https://www.lrh.niedersachsen.de/startseite/veroffentlichungen/kommunalberichte/
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
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3 Organisationsstruktur 

Tz. 19 Die Mehrzahl der Kommunen nahm die Neuausrichtung der Eingliederungshilfe 

durch das BTHG sowie die Änderung der sachlichen Zuständigkeit nach dem 

Nds. AG SGB IX/XII zum Anlass, ihre Organisationsstruktur anzupassen. Dazu 

hat die Hälfte der Kommunen eine Spezialisierung der Fachkräfte in der Hilfepla-

nung vorgenommen, indem sie zwischen Zuständigkeiten für Kinder und Jugend-

liche sowie Erwachsene unterschied. 

Tz. 20 Als weiteren Grund für Anpassungen der Organisationsstruktur nannten die Kom-

munen die geplante Zusammenführung der bisher getrennt geregelten Eingliede-

rungshilfen für Kinder und Jugendliche nach dem SGB VIII und IX (Große Lö-

sung).14 

Tz. 21 Im Hinblick auf die Große Lösung haben der Landkreis Harburg, die Region Han-

nover sowie die Städte Braunschweig und Oldenburg die Eingliederungshilfe für 

Kinder und Jugendliche nach dem SGB IX schon jetzt mit der Eingliederungshilfe 

nach § 35a SGB VIII organisatorisch zusammengelegt. Der Landkreis Stade er-

klärte, dass er dies für das Jahr 2025 plane. 

Tz. 22 In Anlage 2 ist dargestellt, wie die Eingliederungshilfe nach dem SGB IX für Kin-

der und Jugendliche bei den einzelnen Kommunen organisiert war und zu wel-

chem Zeitpunkt organisatorische Veränderungen erfolgten.  

Tz. 23 Die Region Hannover und die Stadt Oldenburg hatten die Eingliederungshilfe für 

Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII aus dem Jugendamt herausgelöst.  

Tz. 24 Die Region Hannover hatte die Eingliederungshilfen für Kinder und Jugendliche 

nach SGB IX und nach § 35a SGB VIII zum 01.01.2020 in einen neuen Fachbe-

reich Teilhabe überführt. Dabei regelte sie, dass die Eingliederungshilfe nach 

§ 35a SGB VIII weiterhin der Fachaufsicht des Fachbereichs Jugend und der 

Kontrolle des Jugendhilfeausschusses unterliegt.15 

 
14  Der konkrete gesetzliche Rahmen soll bis zum Jahr 2027 geschaffen werden und die Umsetzung im Jahr 

2028 erfolgen. Vgl. Art. 1 Nr. 12 i. V. m. Art. 10 Abs. 3 Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen 
(Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) vom 03.06.2021 (BGBl. I S. 1444), verkündet am 09.06.2021. 

15  Vgl. Schnittstellenkonzept - Richtlinie zur Wahrnehmung der Fach- und Dienstaufsicht, https://ris.han-
nit.de/public/to020?4--attachmentsVo-expandedPanel-content-body-rows-1-cells-2-cell-
link&TOLFDNR=2009692&SILFDNR=2000991, zuletzt aufgerufen am 23.01.2025. 

https://ris.hannit.de/public/to020?4--attachmentsVo-expandedPanel-content-body-rows-1-cells-2-cell-link&TOLFDNR=2009692&SILFDNR=2000991
https://ris.hannit.de/public/to020?4--attachmentsVo-expandedPanel-content-body-rows-1-cells-2-cell-link&TOLFDNR=2009692&SILFDNR=2000991
https://ris.hannit.de/public/to020?4--attachmentsVo-expandedPanel-content-body-rows-1-cells-2-cell-link&TOLFDNR=2009692&SILFDNR=2000991
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Tz. 25 Die Stadt Oldenburg hatte die Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII bereits im 

Jahr 2015 aus dem Jugendamt herausgelöst und in das Amt für Teilhabe und 

Soziales überführt. Die Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII unterlag hier-

nach nicht mehr der Fachaufsicht des Jugendamtes und der Kontrolle des Ju-

gendhilfeausschusses. 

Tz. 26 Für die Gewährung von Jugendhilfe nach dem SGB VIII ist der örtliche Träger 

der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe16 sachlich zuständig.17 Dies gilt auch für 

die Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII.18 Für die Wahrnehmung dieser Auf-

gaben haben die örtlichen Träger gemäß § 69 Abs. 3 SGB VIII ein Jugendamt zu 

errichten, dem die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zuzuweisen sind.19 

§ 70 Abs. 1 SGB VIII verpflichtet die örtlichen Jugendhilfeträger, das Jugendamt 

in der Form von zweigliedrigen Behörden, bestehend aus Jugendhilfeausschuss 

und Verwaltung, zu organisieren.20  

Tz. 27 Bei der Übertragung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe oder der Bildung 

neuer Organisationseinheiten ist aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen zu 

beachten, dass die Kompetenz des Jugendhilfeausschusses nicht beschnitten 

wird und die Rechts- und Fachaufsicht des Jugendamtes bestehen bleibt.21 Diese 

Vorgaben hat die Region Hannover beachtet. 

Tz. 28 Die Stadt Oldenburg hat die Aufgaben nach § 35a SGB VIII in das Amt für Teil-

habe und Soziales eingegliedert und sieht die Zuständigkeit des Sozialausschus-

ses gegeben. Damit hält sich diese Kommune nicht an die Vorgaben des 

SGB VIII.  

Tz. 29 Die üöKp fordert die Stadt Oldenburg auf, ihre Organisation im Hinblick auf die 

Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII zu überprüfen und so zu verändern, 

dass sie künftig die Organisationsvorgaben, die sich aus dem SGB VIII ergeben, 

einhält. 

 
16  Örtliche Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe sind in Niedersachsen gem. § 1 Nds. AG SGB VIII die 

Landkreise und kreisfreien Städte sowie die Landeshauptstadt Hannover und solche kreisangehörigen Ge-
meinden, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe erfüllten. 

17  Vgl. § 85 Abs. 1 SGB VIII. 
18  Vgl. Wiesner/Wiesner, 6. Aufl. 2022, SGB VIII § 35a Rn. 157. 
19  Vgl. BT-Drs. 12/2866 vom 21.04.1992, Begründung der Bundesregierung zum Gesetzentwurf eines Ersten 

Gesetzes zur Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch, S. 19 f; https://dip.bundestag.de/. 
20  Vgl. Wiesner/Wapler/Schön, 6. Aufl. 2022, SGB VIII § 70 Rn. 1. 
21  Vgl. Münder/Wiesner/Meysen, Kinder- und Jugendhilferecht, 2. Auflage 2011, Kap. 4.1, Rd. 10; LPK-SGB 

VIII/Peter-Christian Kunkel/Jan Kepert, 8. Aufl. 2022, SGB VIII § 69 Rn. 30. 

https://dip.bundestag.de/
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4 Angebot und Nachfrage 

4.1 Angebote der Eingliederungshilfe 

Tz. 30 Die Kommunen haben personenzentrierte Leistungen der Eingliederungshilfe für 

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen sicherzustellen. Sie schließen hierzu 

Vereinbarungen mit den Leistungsanbietern ab.22 

Tz. 31 Für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen spielen insbesondere Leistungen 

zur sozialen Teilhabe und zur Teilhabe an Bildung eine Rolle:23  

• Leistungen zur sozialen Teilhabe sind z. B. heilpädagogische Leistungen in Re-

gel- und Sonderkindergärten24. Bei heilpädagogischen Leistungen in Regelkin-

dergärten werden Kinder mit und ohne Behinderungen gemeinsam betreut (in-

klusives Leistungsangebot). In Sonderkindergärten werden ausschließlich Kin-

der mit Behinderungen betreut. Sonderkindergärten sind z. B. heilpädagogische 

Kindergärten für Kinder mit einer geistigen Behinderung (HPK). 

• Bei den Leistungen zur Teilhabe an Bildung sind insbesondere Schulassisten-

zen25 in Regelschulen oder Förderschulen sowie Hilfen in Tagesbildungsstätten 

von großer Bedeutung. Schulassistenzen in Regelschulen unterstützen die in-

klusive Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderun-

gen. In Förderschulen und in Tagesbildungsstätten werden ausschließlich Kin-

der und Jugendliche mit Beeinträchtigungen beschult. 

Tz. 32 Die üöKp erhob von den Kommunen Daten zu vorhandenen Angeboten für die 

soziale Teilhabe und für die Teilhabe an Bildung. In der Anlage 3 sind die von 

den Kommunen gelieferten Daten zu Angeboten dargelegt, bei denen Platzzah-

len vereinbart wurden.26 

 
22  Vgl. § 95 Satz 1 und 2 SGB IX. 
23  Vgl. SGB IX, Kapitel 5 und 6. Eingliederungshilfeleistungen sind Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, 

zur Teilhabe am Arbeitsleben, zur Teilhabe an Bildung und zur Sozialen Teilhabe (vgl. § 102 Abs. 1 SGB IX). 
24  In Kindergartengruppen werden in der Regel Kinder von der Vollendung des dritten Lebensjahres bis zur Ein-

schulung gefördert (vgl. § 6 NKiTaG). 
25  Der Begriff Schulassistenz ist rechtlich nicht definiert. Es gibt zahlreiche Synonyme für die Unterstützung der 

Schülerinnen und Schüler mit (drohender) Behinderung, z. B. Schulbegleitung, Integrationshelferin/Integrati-
onshelfer, Integrationsassistenz, Teilhabeassistenz. 

26  Die Kommunen lieferten Daten zu Platzzahlen in integrativen Gruppen in Regelkindergärten, in heilpädagogi-
schen Kindergärten für Kinder mit einer drohenden geistigen Behinderung, in Sprachheilkindergärten, in aner-
kannten Tagesbildungsstätten und Wohnangeboten für Kinder und Jugendliche. 



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs 
Prüfungsmitteilung vom 19.02.2025, Umsetzung BTHG      13 

Tz. 33 Dieser Anlage ist zu entnehmen, dass sich bei der Hälfte der Kommunen die 

Platzzahlen in integrativen Gruppen in Regelkindergärten (Integrationsplätze) im 

Prüfungszeitraum erhöhten. Bei vier Kommunen nahmen auch die Platzzahlen in 

heilpädagogischen Kindergärten für Kinder mit einer geistigen Behinderung zu.  

Tz. 34 Die folgende Abbildung ermöglicht den Vergleich, wie viele Plätze für Kinder mit 

Behinderungen je 1.000 Kinder im Alter von drei bis sechs Jahren in Regelkin-

dergärten und heilpädagogischen Kindergärten für Kinder mit einer geistigen Be-

hinderung im Jahr 2023 in den Kommunen angeboten wurden (Platzdichte): 

Abbildung 1: Integrationsplätze in Regelkindergärten und Plätze in HPK pro 1.000 Kinder im Alter 
von drei bis sechs Jahren im Jahr 2023. 

Quellen: Angaben der geprüften Kommunen und Landesamt für Statistik Niedersach-
sen (Tabelle Z100002G: „Bevölkerung nach Altersgruppen in Niedersachsen, Jahr 
2023“). 

Tz. 35 Die Landkreise Friesland und Oldenburg wiesen im Jahr 2023 eine vergleichs-

weise hohe Dichte an Integrationsplätzen in Regelkindergärten auf. Dagegen war 

die Platzdichte in der Region Hannover gering. Anlage 4 enthält die verwendeten 

Datengrundlagen sowie weitere Abbildungen zur Platzdichte. Diese veranschauli-

chen, wie sich die Dichte der Integrationsplätze in Regelkindergärten und der 

Plätze in den HPK im Zeitraum 2020 bis 2023 entwickelten. 

Tz. 36 Die von den Kommunen gelieferten Daten zur Anzahl der abgeschlossenen Leis-

tungsvereinbarungen für Schulassistenzen lassen keinen Rückschluss darauf zu, 

wie sich die Kapazitäten der Anbieter entwickelten. Platzzahlen werden bei die-

sen Angeboten nicht vereinbart. 
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4.2 Nachfrage nach Eingliederungshilfeleistungen 

Tz. 37 Die Kommunen sind gem. § 95 SGB IX i. V. m. § 17 Abs. 1 Nr. 2 SGB I verpflich-

tet, für alle Kinder und Jugendlichen sämtliche nachgefragten und bedarfsge-

rechten Eingliederungshilfeleistungen rechtzeitig, ausreichend und ortsnah zur 

Verfügung zu stellen.  

Tz. 38 Die üöKp fragte daher die Kommunen, ob sie mit der bestehenden Angebots-

struktur diesem Sicherstellungsauftrag für alle Kinder und Jugendlichen mit Be-

hinderungen gerecht werden konnten. Diese Frage wurde von allen Kommunen 

verneint.  

Tz. 39 Acht Kommunen beschrieben die Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit 

besonders herausforderndem Verhalten als sehr problematisch. Bei diesen liegt 

neben der geistigen und/oder körperlichen Behinderung zusätzlich eine massive 

Verhaltensstörung vor.27 Die Kommunen berichteten, dass diese Kinder und Ju-

gendlichen häufig eigen- und/oder fremdgefährdendes Verhalten zeigten. Sie be-

nötigten daher eine Betreuung, die von den Leistungsanbietern mit den üblichen 

Personalschlüsseln und Leistungsentgelten nicht sicherzustellen sei.28 Speziali-

sierte Angebote für diesen Personenkreis gebe es bislang lediglich für das Woh-

nen, jedoch nur in geringer Anzahl.29  

Tz. 40 Bei welchen Eingliederungshilfen darüber hinaus Angebotslücken und Versor-

gungsengpässe beschrieben wurden, unterschied sich hingegen zwischen den 

Kommunen: 

• Integrationsplätze im Regelkindergarten (fünf Kommunen), 

• heilpädagogischer Kindergarten (fünf Kommunen), 

• Versorgung für Kinder und Jugendliche mit Autismus-Spektrum-Störungen (vier 

Kommunen), 

• Schulassistenz (drei Kommunen), 

• (ortsnahe) Angebote im Wohnen und für Inobhutnahmen (drei Kommunen). 

 
27  Vgl. Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX zur Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe in Niedersach-

sen für Kinder und Jugendliche, Anlage 1, Leistungstyp 2.2.2.2; https://soziales.niedersachsen.de/start-
seite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbringer/rechtsgrundla-
gen-201611.html, zuletzt aufgerufen am 23.01.2025. 

28  In der Praxis werden diese Kinder daher umgangssprachlich gelegentlich als „Systemsprenger“ oder „Sys-
temprüfer“ bezeichnet. Oftmals wird eine 1:1-Betreuung benötigt. 

29  Der Leistungstyp 2.2.2.2 “Wohnen für Kinder und Jugendliche mit geistiger Behinderung und massiven Ver-
haltensstörungen ab dem Zeitpunkt der Einschulung bis zum Ende der Beschulung“ existiert seit dem Jahr 
2015. Laut Auskunft des Nds. Landesamtes für Soziales, Jugend und Familie gab es im Jahr 2022 nieder-
sachsenweit 18 Plätze, zwölf davon im Landkreis Hildesheim und sechs in der Stadt Wilhelmshaven. Der 
Landkreis Hildesheim erklärte im Stellungnahmeverfahren, dass seit dem Jahr 2022 dort nur noch sechs 
Plätze für diesen Leistungstyp zur Verfügung stünden. 

https://soziales.niedersachsen.de/startseite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbringer/rechtsgrundlagen-201611.html
https://soziales.niedersachsen.de/startseite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbringer/rechtsgrundlagen-201611.html
https://soziales.niedersachsen.de/startseite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbringer/rechtsgrundlagen-201611.html
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Tz. 41 Zum Teil kommt es bei den genannten Hilfen zu deutlichen Wartezeiten. Eine 

Kommune berichtete im Gespräch, dass in Einzelfällen bei Autismus-Spektrum-

Störungen von der Bedarfsfeststellung bis zum Beginn der Hilfeleistung bis zu 

1,5 Jahre vergingen. Derartig lange Wartezeiten waren jedoch die Ausnahme. 

Die Kommunen berichteten vielmehr, dass sie – soweit möglich – Übergangslö-

sungen für den Einzelfall erarbeiteten, um möglichst kein Kind unversorgt zu las-

sen. Beispielsweise seien fehlende Kindergartenplätze für Kinder mit Behinde-

rungen im Kindergartenalter durch Frühförderung überbrückt worden, bis ein ge-

eigneter Platz in einer Integrationsgruppe oder einem heilpädagogischen Kinder-

garten zur Verfügung stand. Bei den Kindern und Jugendlichen mit besonders 

herausforderndem Verhalten seien selbst Einzelfalllösungen sehr schwierig und 

nicht immer zu finden.  

Tz. 42 Als einen strukturellen Grund für die Diskrepanz zwischen Angebot und Nach-

frage führten die Kommunen eine kontinuierlich steigende Nachfrage nach Ein-

gliederungshilfeleistungen an.30 Dies gelte für den vorschulischen Bereich, aber 

speziell für Schulassistenzen, die zunehmend auch für Förderschulen und zum 

Teil bereits vor der Einschulung beantragt würden. Die Eingliederungshilfe diene 

nach Angaben mehrerer Kommunen immer häufiger dafür, strukturelle Mängel im 

Schulsystem, insbesondere hinsichtlich der Umsetzung des inklusiven Unter-

richts, auszugleichen.  

Tz. 43 Insgesamt hätten Verhaltensauffälligkeiten bei Kindern in den vergangenen Jah-

ren zugenommen31 – auch bereits im Kindergartenalter. Lehrkräfte und pädagogi-

sche Fachkräfte in Kindertagesstätten würden Eltern mitunter dazu auffordern, 

für ihr Kind Assistenzleistungen zu beantragen. Die Eltern wiederum seien zu-

nehmend gut informiert und stünden der Beantragung von Eingliederungshilfe-

leistungen aufgeschlossener gegenüber als früher. Sie haben nach Angaben der 

Kommunen vielfach klar definierte Ansprüche und Leistungswünsche. 

Tz. 44 Alle Kommunen führten in den Gesprächen den akuten Fachkräftemangel als 

drängendstes Problem der Leistungsanbieter an. Diese fänden nicht ausreichend 

oder nicht adäquat qualifiziertes Personal, um ihre Angebote der Nachfrage ent-

sprechend auszubauen.  

 
30  Zur Entwicklung der Fallzahlen vgl. Abschnitt 6.  
31  Dieser grundsätzliche Trend wurde aus Sicht einiger Kommunen durch die Covid-19-Pandemie verstärkt. 
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Tz. 45 Dennoch sind die Kommunen gesetzlich verpflichtet, für alle Kinder und Jugendli-

chen sämtliche nachgefragten und bedarfsgerechten Eingliederungshilfeleistun-

gen rechtzeitig, ausreichend und ortsnah zur Verfügung zu stellen. In diesem 

Spannungsfeld müssen die Kommunen für eine angemessene Angebotsstruktur 

der Eingliederungshilfe sorgen. (vgl. Abschnitt 5). 

Tz. 46 Die Kommunen sollten dabei auch die Entwicklungen im Blick haben, die zukünf-

tig eine Nachfrage nach Eingliederungshilfen auslösen können. Einige Kommu-

nen erwarteten weiter steigende Fallzahlen. Beispielsweise sei hinsichtlich des 

bevorstehenden Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Grund-

schulalter von steigenden Bedarfen an Eingliederungshilfe auszugehen.32  

4.3 Auf- und Ausbau inklusiver Sozialräume 

Tz. 47 Inklusiv gestaltete Sozialräume33 tragen dazu bei, die Ziele des SGB IX34 umzu-

setzen. Sie erleichtern Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teil-

habe am Leben in der Gesellschaft.35 Ein barrierefreier und inklusiver Sozialraum 

kann bewirken, dass Menschen mit Behinderungen dort weniger durch teure Ein-

gliederungshilfen (z. B. Assistenzleistungen) unterstützt werden müssen als in 

einem nicht barrierefreien und nicht inklusiven Umfeld. Insofern können sich gut 

ausgebaute Sozialräume auch kostendämpfend auf die Eingliederungshilfe aus-

wirken. 

Tz. 48 Die üöKp fragte die Kommunen, ob sie den Auf- und Ausbau inklusiver Angebote 

in den Sozialräumen unterstützen und dies ggf. konzeptionell begleiten. Die 

Frage bezog sich auf inklusive Angebote außerhalb der Eingliederungshilfe. 

 
32  Die Kommunen erläuterten, dass bereits bewilligte Schulassistenzen im Betreuungsumfang zunehmen könn-

ten. Durch die längeren Betreuungszeiten könnten zudem weitere Kinder eine Assistenz benötigen.  
33  Der Begriff „Sozialraum“ ist im SGB IX nicht definiert. Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge 

e. V. versteht unter einem inklusiven Sozialraum ein barrierefreies Lebensumfeld, das alle Menschen mit und 
ohne Behinderungen, alte und junge Menschen, Menschen mit und ohne Migrationshintergrund selbstbe-
stimmt gemeinsam nutzen und mitgestalten können. Vgl. Eckpunkte des Deutschen Vereins für einen inklusi-
ven Sozialraum vom 07.12.2011, S. 4; https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/de-
tail/eckpunkte-des-deutschen-vereins-fuer-einen-inklusiven-sozialraum/, zuletzt aufgerufen am 23.01.2025. 

34  Vgl. § 1 SGB IX. 
35  Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Nationaler Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung 

der UN-Behindertenrechtskonvention: „Inklusion realisiert sich im täglichen Leben. Die Bundesregierung wird 
deshalb ein besonderes Augenmerk auf die Gestaltung eines inklusiven sozialen Nahraums legen…“, S. 16; 
https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Broschueren/a740-aktionsplan-bundesregierung.html, zuletzt 
aufgerufen am 23.01.2025. 

https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/eckpunkte-des-deutschen-vereins-fuer-einen-inklusiven-sozialraum/
https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/eckpunkte-des-deutschen-vereins-fuer-einen-inklusiven-sozialraum/
https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Broschueren/a740-aktionsplan-bundesregierung.html
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Tz. 49 Die Landkreise Harburg, Hildesheim und Oldenburg sowie die Städte Braun-

schweig, Emden und Oldenburg begleiteten die Inklusion in ihren Gebieten kon-

zeptionell. Die konzeptionellen Aufgaben und die Umsetzung von Inklusionsmaß-

nahmen waren nicht in der Eingliederungshilfe verortet. Hierfür waren andere 

Stellen in den Kommunen zuständig, z. B. war es im Landkreis Oldenburg die 

Behindertenbeauftragte.  

Tz. 50 In den Konzepten war eine Vielzahl von Empfehlungen und Maßnahmen für die 

inklusive Gestaltung verschiedener Handlungsfelder36 dargelegt. Die Kommunen 

bezogen u. a. Menschen mit Behinderungen in die Gestaltungsprozesse ein, 

z. B. über Inklusionsbeiräte. Die Kommunen berichteten und legten in ihren Kon-

zepten dar, dass sie für junge Menschen insbesondere Maßnahmen für inklusive 

Freizeit- und Sportangebote initiiert hatten.  

Tz. 51 Die Kommunen verdeutlichten in den Gesprächen und ihren Konzepten, wie be-

deutsam es für die Inklusion sei, die verschiedenen ehrenamtlichen und professi-

onellen Akteure in den Sozialräumen und die Gesellschaft für das Thema Inklu-

sion zu sensibilisieren. So seien z. B. Schulungen für Buspersonal zum Umgang 

mit Menschen mit Behinderungen oder für Übungsleitungen in Vereinen zur in-

klusiven Gestaltung von Sportangeboten und -veranstaltungen geplant. 

Tz. 52 Die Landkreise Goslar und Friesland erläuterten in den Gesprächen, dass sie in-

dividuelle Maßnahmen für die Inklusion unterstützen würden. Der Landkreis  

Goslar und die Region Hannover teilten mit, dass sie mit dem Erstellen von Inklu-

sionskonzepten befasst seien. 

Tz. 53 Die Kommunen leisten durch die Gestaltung barrierefreier und inklusiver Sozial-

räume einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der UN-BRK und des BTHG. In so 

gestalteten Sozialräumen kann die passende Eingliederungshilfe besser im ge-

wohnten oder gewünschten Lebensumfeld der Menschen mit Behinderungen or-

ganisiert werden.37 Die üöKp weist darauf hin, dass das Land Projekte zur Inklu-

sion, Partizipation und Bewusstseinsbildung fördert.38 

 
36  Z. B. für die Bereiche Erziehung und Bildung, Arbeit, Freizeit und Mobilität. 
37  Vgl. BT-Drs. 18/9522, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Men-

schen mit Behinderungen, S. 197; https://dip.bundestag.de/. 
38  Vgl. Erl. d. MS vom 11.06.2020 – 102-49 023/13 (Nds. MBl. 640), zuletzt geändert durch Erl. vom 31.08.2022 

(Nds. MBl. S. 1226). 

https://dip.bundestag.de/
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5 Steuerung der Angebotsstruktur  

Tz. 54 Die Eingliederungshilfeträger haben aufgrund ihres Sicherstellungsauftrages 

gem. § 95 SGB IX und § 17 Abs. 1 Nr. 2 SGB I darauf hinzuwirken, dass den 

Leistungsberechtigten personenzentrierte Leistungen rechtzeitig und ausrei-

chend zur Verfügung stehen. Dazu haben sie in Zusammenarbeit mit den Leis-

tungsanbietern flächen- sowie bedarfsdeckende, am Sozialraum orientierte und 

inklusiv ausgerichtete Angebote der Eingliederungshilfe zu schaffen.39 Der 

Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ist zu beachten (vgl. 

§ 110 Abs. 2 NKomVG).  

Tz. 55 Der Gesetzgeber räumt den Trägern der Eingliederungshilfe durch das BTHG 

neue Steuerungsmöglichkeiten ein. Gem. § 95 S. 3 SGB IX sind bei der Struktur-

planung die Erkenntnisse aus der Gesamtplanung nach Kapitel 7 SGB IX (Hilfe-

planung im Einzelfall) zu berücksichtigen. Weder im SGB IX noch in der Geset-

zesbegründung zum BTHG wird konkret ausgeführt, was mit Strukturplanung ge-

meint ist. 

Tz. 56 Die üöKp versteht unter Strukturplanung im Folgenden alle Instrumente und 

Maßnahmen, die darauf abzielen, die kommunale Angebotsstruktur derart weiter-

zuentwickeln, dass die Versorgung aller Leistungsberechtigten mit passgenauen 

Hilfen wohnortnah und rechtzeitig sichergestellt ist. Hierfür erforderlich sind 

Kenntnisse darüber, was unter Berücksichtigung des Sozialraums an Eingliede-

rungshilfeangeboten benötigt wird sowie wirksam und wirtschaftlich ist (benö-

tigte Angebotsstruktur). Daneben müssen die Kommunen die vorhandenen 

Strukturen und Angebote kennen (vorhandene Angebotsstruktur). Ein syste-

matischer Abgleich dieser Informationen kann Angebotslücken aufdecken und 

Über- oder Unterversorgung aufzeigen. Fehlentwicklungen können somit verhin-

dert werden. Aus diesen Erkenntnissen sind schließlich Maßnahmen abzuleiten, 

umzusetzen und deren Wirksamkeit hinsichtlich der obigen Zielsetzung zu be-

werten. Dieser Ablauf wird durch die folgende Abbildung veranschaulicht: 

 
39  Vgl. § 95 i. V. m. § 94 Abs. 3 SGB IX. Im Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX zur Erbringung von Leistungen 

der Eingliederungshilfe in Niedersachsen für Kinder und Jugendliche, S. 6, haben die Kommunalen Spitzen-
verbände, das Land, Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und Verbände der privaten Leistungser-
bringer vereinbart, auf die Schaffung entsprechender Leistungsangebote hinzuwirken, https://soziales.nieder-
sachsen.de/startseite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbrin-
ger/rechtsgrundlagen-201611.html, zuletzt aufgerufen am 23.01.2025. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_I&p=17
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_I&p=17&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_I&p=17&x=1&n=2
https://soziales.niedersachsen.de/startseite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbringer/rechtsgrundlagen-201611.html
https://soziales.niedersachsen.de/startseite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbringer/rechtsgrundlagen-201611.html
https://soziales.niedersachsen.de/startseite/menschen_mit_behinderungen/eingliederungshilfe/informationen_fur_leistungserbringer/rechtsgrundlagen-201611.html
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Abbildung 2:  Schematische Darstellung der Strukturplanung in der Eingliederungshilfe in Kurzform 
 In ausführlicher Form in Anlage 1 als Handreichung,  
 Quelle: eigene Darstellung 

5.1 Vorhandene Angebotsstruktur 

5.1.1 Überblick über Leistungsangebote 

Tz. 57 Für eine Strukturplanung ist es notwendig, dass die Kommunen einen vollständi-

gen und aktuellen Überblick über Angebote für die Eingliederungshilfe (Leis-

tungsangebote) haben, zu denen sie mit Leistungsanbietern Vereinbarungen ab-

geschlossen haben. Bei Leistungsangeboten, zu denen Platzzahlen vereinbart 

wurden, sollte regelmäßig die Anzahl der freien und belegten Plätze aktualisiert 

werden. Diese Datenbasis benötigen die Kommunen, um im Abgleich mit den be-

nötigten Plätzen Angebotslücken erkennen zu können. 

Tz. 58 Daneben wäre es für die Angebotssteuerung und die Sicherstellung der perso-

nenzentrierten Leistung im Einzelfall hilfreich, wenn die Kommunen aktuelle In-

formationen über Leistungsangebote in Nachbarkommunen und überregional 

über spezialisierte Angebote hätten.  

Tz. 59 Einen Überblick über die Leistungsangebote verschafften sich die Kommunen in 

der Regel durch die Eingliederungshilfedatenbank Quotas40 und die Pflege eige-

ner Übersichtsdateien.  

 
40  Quotas: Einrichtungen und Dienste der Eingliederungshilfe in Niedersachsen – eine gemeinsame Datenbank 

der Projekte und Partner im Quotalen System. Es ist geplant, Quotas durch eine neue Datenbank zu ersetzen. 



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs 
Prüfungsmitteilung vom 19.02.2025, Umsetzung BTHG                                                                                                             20 

 

Tz. 60 Die Region Hannover räumte ein, dass sie im Bereich der Eingliederungshilfe 

keinen Überblick über die Anzahl der Plätze in Integrationsgruppen in Regelkin-

dergärten in ihrem Gebiet hatte. Die für die Eingliederungshilfe zuständige Stelle 

ermittelte die Platzzahlen erst auf Nachfrage der üöKp für diese Prüfung. Sie 

hatte somit vor der Prüfung keine Kenntnis über freie und belegte Plätze. Eine 

Identifizierung von Angebotslücken war ihr bei diesem Leistungsangebot nicht 

möglich. 

Tz. 61 Die üöKp empfiehlt der Region Hannover dringend, dafür zu sorgen, dass die für 

die Eingliederungshilfe zuständige Stelle eine vollständige Übersicht über die An-

gebotsstruktur hat. Die Übersicht sollte regelmäßig aktualisiert werden, damit sie 

als Grundlage für die Strukturplanung genutzt werden kann. 

5.1.2 Überblick über den Sozialraum 

Tz. 62 Die Fachkräfte in den Kommunen müssen auch die Angebote und Strukturen der 

Sozialräume der Menschen mit Behinderungen gut kennen.41 Ohne diese Kennt-

nisse ist es nicht möglich, eine bedarfsdeckende, zugleich aber nicht überversor-

gende Hilfe zu gewähren. Diese Kenntnisse werden darüber hinaus benötigt, um 

gemeinsam mit den Leistungsanbietern die Angebote für die Eingliederungshilfe 

sozialraumorientiert und inklusiv auszurichten. Die Eingliederungshilfe sollte auf 

den vorhandenen niedrigschwelligen Angeboten42 im Sozialraum aufbauen. 

Tz. 63 Alle Kommunen erklärten, dass die Fachkräfte die niedrigschwelligen Angebote 

in ihren Zuständigkeitsbereichen kennen und sich untereinander dazu austau-

schen würden. Außerdem würden die Eltern der Kinder und Jugendlichen in Ein-

zelfallgesprächen über vorhandene Angebote berichten. Der Landkreis Stade 

wies auf eine Leitbildveranstaltung hin, in der er sich mit den Ressourcen im So-

zialraum befasst und diese zusammengetragen habe. Die Stadt Oldenburg er-

klärte, dass sie in einer digitalen internen Wissensdatenbank u. a. niederschwel-

lige Angebote erfassen würde.  

Tz. 64 Für die Strukturplanung sollten die niedrigschwelligen Angebote für Menschen 

mit Behinderungen in den Sozialräumen systematisch erfasst und dies 

 
41  Vgl. § 97 Satz 2 Nr. 2 SGB IX. 
42  Z. B. Angebote außerhalb der Eingliederungshilfe von Vereinen, Kirchengemeinden oder Kommunen. 
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regelmäßig aktualisiert werden. Die von der Stadt Oldenburg erwähnte digitale 

Wissensdatenbank könnte ein geeignetes Erfassungsinstrument dafür sein.  

Tz. 65 In der Fachliteratur sind mögliche Vorgehensweisen beschrieben, wie die Kom-

munen Kenntnisse über die Sozialräume der Menschen erlangen können.43 Gute 

Hinweise liefert auch der BTHG-Kompass im Projekt „Umsetzungsbegleitung 

Bundesteilhabegesetz“.44 Hilfreich ist ein regelmäßiger Austausch zwischen den 

Stellen, die den Auf- und Ausbau inklusiver Sozialräume vorantreiben, wie z. B. 

den Behindertenbeauftragten oder Inklusionsbeiräten, und den Verantwortlichen 

in der Eingliederungshilfe. Die Eingliederungshilfe benötigt Informationen zu Ver-

änderungen in den Sozialräumen, z. B. zu neuen inklusiven Angeboten und über 

den Abbau bzw. das Bestehen von Barrieren. Andererseits verfügt die Eingliede-

rungshilfe z. B. über Erkenntnisse zu Unterstützungsbedarfen, die für den weite-

ren Ausbau der inklusiven Sozialräume nützlich sein können.  

5.2 Benötigte Angebotsstruktur 

5.2.1 Auswertung der Gesamtplanung 

Tz. 66 Gem. § 95 S. 3 SGB IX haben die Kommunen bei der Strukturplanung die Er-

kenntnisse aus den einzelfallbezogenen Gesamtplanverfahren gem. §§ 117 bis 

122 SGB IX zu berücksichtigen. Im Gesamtplanverfahren ermitteln die Kommu-

nen den individuellen Bedarf auf Grundlage der Wünsche zu Ziel und Art der 

Leistungen, der persönlichen Ressourcen und des Sozialraums der Leistungsbe-

rechtigten.45 Dies soll gewährleisten, dass die Leistungsberechtigten personen-

zentrierte Leistungen erhalten. Wenn die Kommunen 

• die Gesamtplanung so umfassend wie gesetzlich vorgeschrieben durchführen 

(vgl. Abschnitt 2, Tz. 15, Feststellungen aus der Prüfung „Gesamt- und Teilha-

beplanung SGB IX“) und 

• die Kenntnisse über den Sozialraum aktuell halten, 

müssen sie diese Informationen nur noch zusammenführen und haben damit für 

die Strukturplanung alle notwendigen Informationen hinsichtlich der Bedarfe. 

 
43  Vgl. z. B.: Dr. Lüttringhaus, Maria (2011): „Sozialraumorientierung: Ein Fachkonzept auch für die Arbeit mit 

Menschen mit Behinderungen?“, S. 6/7. 
44  Vgl. Projekt des Deutschen Vereins, Umsetzungsbegleitung Bundesteilhabegesetz, BTHG-Kompass/Soziale 

Teilhabe/Sozialraum; https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/bthg-kompass/bk-soziale-teilhabe/sozial-
raum/?hlres=Sozialraum, zuletzt aufgerufen am 23.01.2025.  

45  Vgl. § 118 Abs. 1 i. V. m. § 117 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX. 

https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/bthg-kompass/bk-soziale-teilhabe/sozialraum/?hlres=Sozialraum
https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/bthg-kompass/bk-soziale-teilhabe/sozialraum/?hlres=Sozialraum
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Tz. 67 Die üöKp fragte daher, ob und inwieweit die Kommunen die Erkenntnisse aus der 

Gesamtplanung – und damit die Bedarfe der einzelnen Leistungsberechtigten – 

in die Planung der zu schaffenden Angebote bzw. in die Veränderung von beste-

henden Angeboten einbezogen. 

Tz. 68 Der Landkreis Oldenburg wertete die Gesamtplanungen hinsichtlich der Leis-

tungsbewilligungen aus. Diese Informationen nutzte er, um eine Übersicht zu den 

Sonderkindergärten und Integrationsgruppen in Regelkindergärten zu erstellen. 

Die Übersicht enthielt u. a. die vorhandenen Platzzahlen, die belegten Plätze und 

Wartelisten. Auf dieser Grundlage war dem Landkreis Oldenburg die Identifizie-

rung aktuell bestehender Angebotslücken möglich. Auch andere Kommunen be-

richteten von Wartelisten in Kindergärten und zu anderen Leistungen, z. B. für 

Autismustherapie. 

Tz. 69 Weitere Erkenntnisse aus der einzelfallbezogenen Gesamtplanung erhielten die 

Kommunen nach eigenen Angaben durch einen internen Austausch, z. B. in 

Dienstbesprechungen zu Einzelfällen. Die Stadt Oldenburg erläuterte, dass dafür 

ein fester Tagesordnungspunkt in den Besprechungen vorgesehen sei. 

Tz. 70 Darüber hinaus wertete jedoch keine der geprüften Kommunen die umfassenden 

Informationen aus der Gesamtplanung systematisch aus. 

Tz. 71 Ein Grund dafür war nach Auskunft der Kommunen, dass die eingesetzten EDV-

Fachverfahren dies noch nicht ermöglichten. Entwickler der Fachverfahren sowie 

Vertreter der Kommunen und des Landes würden seit längerem an einer Lösung 

arbeiten. Ziel sei es, die B.E.Ni46-Formulare für die einzelfallbezogene Gesamt-

planung in die EDV-Fachverfahren einzubinden. Damit wären Auswertungen so-

wohl für die Einzelfälle als auch für die Strukturplanung mittels technischer Unter-

stützung möglich. 

Tz. 72 Die üöKp begrüßt die Ansätze der Kommunen, die Gesamtplanung auszuwerten. 

Sowohl die quantitativen Auswertungen, wie beim Landkreis Oldenburg, als auch 

der von allen Kommunen erläuterte Austausch zu Einzelfällen liefern wichtige Er-

kenntnisse für die Strukturplanung.  

 
46  Das Land Niedersachsen hat in einer Projektgruppe zusammen mit kommunalen Vertretern das Instrument 

zum „Gesamt- und Teilhabeplanverfahren einschließlich der Bedarfsermittlung Niedersachsen (B.E.Ni)“ entwi-
ckelt. B.E.Ni orientiert sich an der ICF und leitet mit verschiedenen Formularen durch das Gesamt- und Teil-
habeplanverfahren. Die Anwendung ist für den örtlichen Träger der Eingliederungshilfe vom Land empfohlen. 
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Tz. 73 Soweit bisher nicht vorgesehen, empfiehlt die üöKp einen regelmäßigen und in-

stitutionalisierten Austausch zu etablieren. Beteiligte sollten mindestens Mitarbei-

tende des Fallmanagements, der Strukturplanung und des Vertragswesens sein.  

Tz. 74 Darüber hinaus hält die üöKp es jedoch für erforderlich, die Gesamtplanung sys-

tematisch durch ein Fachcontrolling auszuwerten. Damit können die Kommunen 

sicherstellen, dass Wünsche, Ressourcen und Bedarfe der Kinder und Jugendli-

chen umfassend für eine bedarfsorientierte Steuerung der Angebotsstruktur ge-

nutzt werden können. Alle notwendigen Informationen hierzu befinden sich in den 

einzelfallbezogenen Gesamtplanungen. Alle geprüften Kommunen führten diese 

jedoch nicht zusammen und konnten sie somit nicht für eine Auswertung nutzen. 

Tz. 75 Die üöKp fordert die Kommunen auf, die Erkenntnisse aus der Gesamtplanung 

künftig gem. § 95 SGB IX bei ihrer Strukturplanung zu berücksichtigen, um be-

darfsgerechte und zugleich wirtschaftliche Hilfen bewilligen zu können.  

5.2.2 Finanzcontrolling 

Tz. 76 Die mit dem BTHG anvisierte Verbesserung der Steuerungsfähigkeit der Einglie-

derungshilfe soll dazu beitragen, die steigenden Kosten der Eingliederungshilfe 

einzudämmen. Es soll keine neue Ausgabendynamik entstehen.47 

Tz. 77 Mehrere Kommunen betonten, dass die Einsparung von Kosten nicht im Vorder-

grund ihres Handelns in der Eingliederungshilfe stehe, sondern vielmehr die 

bestmögliche Versorgung der Kinder und Jugendlichen mit Behinderung. 

Tz. 78 Die üöKp weist darauf hin, dass die kommunale Aufgabenerfüllung immer spar-

sam und wirtschaftlich erfolgen muss.48 Es ist davon auszugehen, dass eine 

passgenaue Leistungsbewilligung zugleich wirtschaftlich ist. Daher sollten die be-

willigten Hilfen personenzentriert durch die Kommunen gesteuert und alle Selbst-

hilferessourcen49 genutzt werden. 

 
47  Vgl. BT-Drs. 18/9522 vom 05.09.2016, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestim-

mung von Menschen mit Behinderungen, S. 2, 3 und 191; https://dip.bundestag.de/. 
48  Vgl. § 110 Abs. 2 NKomVG. 
49  Selbsthilferessourcen sind sowohl eigene Fähigkeiten als auch verlässlich zur Verfügung stehende Unterstüt-

zung durch Personen oder Angebote aus dem Umfeld. 

https://dip.bundestag.de/
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Tz. 79 Durch ein Finanzcontrolling gem. § 21 KomHKVO können die Kommunen Kennt-

nis über die finanziellen Auswirkungen ihrer Leistungsbewilligung und ihrer Steu-

erungsansätze erhalten.  

Tz. 80 Die Landkreise Goslar, Harburg, Hildesheim und Oldenburg sowie die Stadt 

Oldenburg gaben an, dass sie ein Finanzcontrolling zu Fallzahlen und Kosten der 

Eingliederungshilfe durchführten. Die anderen Kommunen erklärten, noch kein 

Finanzcontrolling für die Eingliederungshilfe einzusetzen. Teils habe es sich nach 

Angaben der Kommunen im Aufbau bzw. in Überarbeitung befunden. 

Tz. 81 Soweit nicht zwischenzeitlich umgesetzt, fordert die üöKp die Landkreise Fries-

land und Stade, die Region Hannover sowie die Städte Braunschweig und Em-

den auf, ein Finanzcontrolling gem. § 21 KomHKVO für die Eingliederungshilfe 

durchzuführen. 

5.2.3 Austausch mit anderen Akteuren 

Tz. 82 Neben den Erkenntnissen aus der Auswertung der Gesamtplanung und dem Fi-

nanzcontrolling erfordert eine bedarfsorientierte Strukturplanung auch Informatio-

nen, die von anderen Akteuren beigetragen werden können. 

Tz. 83 Die Träger der Eingliederungshilfe arbeiten gem. § 96 SGB IX mit Leistungsan-

bietern und anderen Stellen50, deren Aufgabe die Lebenssituation von Menschen 

mit Behinderungen betrifft, zusammen. Hintergrund dieser Regelung ist die An-

nahme des Bundesgesetzgebers, dass Leistungen der Eingliederungshilfe nur 

dann den gewünschten Erfolg für die Leistungsberechtigten erzielen können, 

wenn alle Stellen zusammenarbeiten.51 § 96 Abs. 3 SGB IX hebt die Zusammen-

arbeit auf eine strukturelle Ebene. Danach sollen die Träger der Eingliederungs-

hilfe zur Sicherung der gleichmäßigen, gemeinsamen und ergänzenden Erbrin-

gung von Leistungen mit den o. g. Akteuren Arbeitsgemeinschaften bilden, wenn 

dies geboten ist. 

 
50  Vgl. BT-Drs. 18/9522, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Men-

schen mit Behinderungen, S. 274; https://dip.bundestag.de/: Andere Stellen sind insbesondere die Träger von 
Leistungen nach dem Zweiten, Achten, Neunten und Elften Buch, andere Träger von Sozialleistungen, Kir-
chen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts sowie Verbände, insbesondere der freien Wohl-
fahrtspflege und der Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen. 

51  Ebd. 

https://dip.bundestag.de/
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Tz. 84 Die üöKp fragte die Kommunen, wie und zu welchen Themen sie mit anderen 

Akteuren in Bezug auf die Angebotsstruktur zusammenarbeiteten und erhielt 

dazu folgende Antworten: 

Jugendamt 

Tz. 85 Die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt beinhaltet nach der Gesetzesbegrün-

dung zu § 96 SGB IX einen regelmäßigen Informationsaustausch zur effektiven 

Unterstützung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen.52 Die geprüften 

Kommunen berichteten, dass sie sich regelmäßig mit dem Jugendamt aus-

tauschten. In der Regel gehe es um Einzelfälle, Verfahrensfragen und Zuständig-

keitsklärungen. Es bestehe hierbei aber auch die Möglichkeit, sich gegenseitig 

über vorhandene Angebote zu informieren.  

Tz. 86 Einige Kommunen erklärten, sie hätten versucht, ein gemeinsames Eingliede-

rungshilfeangebot nach SGB VIII und SGB IX zu schaffen. Beispielsweise habe 

die Stadt Braunschweig ein inklusives Wohnangebot für beide Rechtskreise etab-

lieren wollen. Dies sei jedoch an den unterschiedlichen Standards (Raumgrößen, 

einzusetzendes Personal usw.) gescheitert. Es gebe auf Landesebene noch 

keine rechtskreisübergreifenden Vorgaben zur Erteilung einer Betriebserlaubnis. 

Leistungsanbieter 

Tz. 87 Die Kommunen teilten mit, dass die Leistungsanbieter in der Regel an sie heran-

getreten seien, um Vereinbarungen zu Leistungsangeboten abzuschließen. So 

hat u.a. eine gemeinsame Entwicklung neuer Angebote stattgefunden, z. B. bei 

der Schulassistenz. (vgl. Abschnitt 5.3) Einige Kommunen haben neue Angebote 

initiiert und sind damit direkt an die Leistungsanbieter herangetreten. Insbeson-

dere für Kinder und Jugendliche mit besonders herausforderndem Verhalten ist 

es jedoch schwierig, neue Angebote zu gestalten (vgl. Abschnitt 4.2, Tz. 39). Ins-

gesamt fand jedoch wenig strukturelle Zusammenarbeit mit den Leistungsanbie-

tern statt. Die Zusammenarbeit fokussierte sich eher auf die Versorgung proble-

matischer Einzelfälle. 

Tz. 88 Der Landkreis Harburg und die Stadt Braunschweig berichteten, dass sie in ihrer 

Eigenschaft als örtlicher Träger der Jugendhilfe (SGB VIII) und der 

 
52  Ebd. 
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Eingliederungshilfe (SGB IX) in der Arbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB VIII53 

vertreten waren. Ein Ziel sei dabei gewesen, sich mit den Leistungsanbietern, 

welche Leistungen nach beiden Rechtsgebieten anboten, besser austauschen zu 

können. Die Stadt Braunschweig teilte mit, sie plane die Einrichtung einer Unter-

arbeitsgruppe Eingliederungshilfe zur Arbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB VIII. 

In dieser solle dann mit den Leitungsanbietern u. a. die Angebotsstruktur weiter-

entwickelt werden. 

Tz. 89 Keine der geprüften Kommunen hatte Arbeitsgemeinschaften 

gem. § 96 Abs. 3 SGB IX mit den Leistungsanbietern begründet. 

Regionale Beratungs- und Unterstützungszentren Inklusive Schule (RZI) 

Tz. 90 Die Zusammenarbeit mit den RZI54 wurde von den meisten Kommunen als hilf-

reich gesehen. Die Einbindung der RZI erfolgte u. a. vor dem Hintergrund der 

steigenden Zahl an Schulassistenzen (vgl. Abschnitt 4.2). 

Tz. 91 Der Landkreis Friesland und die Stadt Braunschweig legten dar, dass sie mit den 

RZI in Arbeitsgruppen zusammenarbeiteten. Der Landkreis Goslar erläuterte, er 

habe gemeinsam mit dem RZI ein Fachsymposium zur Schulassistenz im 

SGB IX veranstaltet. Andere Kommunen berichteten, dass Mitarbeitende des RZI 

teilweise an Dienstbesprechungen teilnahmen oder in Einzelfällen eingebunden 

waren.  

Bundesagentur für Arbeit 

Tz. 92 Die Landkreise Friesland, Hildesheim und Stade sowie die Städte Braunschweig 

und Emden berichteten positiv über die Zusammenarbeit mit der Bundesagentur 

für Arbeit, insbesondere hinsichtlich des Übergangs von der Schule in den Beruf. 

Beispielsweise hätten die Landkreise Friesland und Hildesheim mit der Bunde-

sagentur für Arbeit gemeinsame Veranstaltungen durchgeführt, bei denen 

 
53  Vgl. § 78 SGB VIII: Danach sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Bildung von Arbeitsgemein-

schaften anstreben, in denen neben ihnen die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sowie die Träger 
geförderter Maßnahmen vertreten sind. 

54  Regionale Beratungs- und Unterstützungszentren Inklusive Schule bei den Regionalen Landesämtern für 
Schule und Bildung. Zur Aufgabe der RZI gehört u. a. die Beratung von Schulen, schulischem Personal, Erzie-
hungsberechtigten, Schülerinnen und Schülern und Schulträgern in Bezug auf die Umsetzung der inklusiven 
schulischen Bildung. Vgl. https://bildungsportal-niedersachsen.de/beratung-unterstuetzung/rzi, zuletzt aufgeru-
fen am 23.01.2025. 

https://bildungsportal-niedersachsen.de/beratung-unterstuetzung/rzi
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Schülerinnen und Schüler in Förderschulen hinsichtlich ihrer beruflichen Per-

spektiven beraten worden seien.  

Benachbarte Kommunen 

Tz. 93 Die Kommunen stünden zu Nachbarkommunen in der Regel über Arbeitskreise55, 

Amtsleitungs- oder Regionaltreffen in Kontakt. Diese Zusammenkünfte hätten sie 

genutzt, um sich über vorhandene Eingliederungshilfeangebote und deren Ent-

gelte auszutauschen. Einige Kommunen hätten überlegt, für bestimmte Leistun-

gen gemeinsame Angebote zu schaffen, z. B. HPK oder Angebote für Kinder und 

Jugendliche mit besonders herausforderndem Verhalten.  

Inklusionsbeiräte und sonstige Akteure im Sozialraum 

Tz. 94 Informationen für die Strukturplanung liefert auch die Zusammenarbeit mit Inklu-

sions- bzw. Integrationsbeiräten sowie mit Akteuren, die z. B. in Sportvereinen 

und Kirchengemeinden Menschen mit Beeinträchtigungen integrieren. Dadurch 

können die Kommunen Erkenntnisse über Entwicklungen und fehlende Unter-

stützungsangebote im Sozialraum erlangen. Einige Kommunen beteiligten diese 

Akteure bereits beim Auf- und Ausbau inklusiver Sozialräume. (vgl. Abschnitte 

4.3 und 5.1.2) 

Bewertung und Empfehlung 

Tz. 95 Die üöKp begrüßt den Austausch und die Zusammenarbeit der Kommunen mit 

den genannten Stellen und Akteuren. Die hierüber gewonnenen Informationen 

können einen wichtigen Beitrag zu einer bedarfsorientierten Strukturplanung leis-

ten. 

Tz. 96 Die üöKp empfiehlt den Kommunen, individuell zu prüfen, ob sie bereits mit allen 

für sie relevanten Akteuren hinreichend intensiv zusammenarbeiten. Ggf. sollten 

sie die Zusammenarbeit zur Sicherstellung einer personenzentrierten Hilfege-

währung weiter ausbauen.  

 
55  Z. B. Arbeitskreis Entgeltverhandler. 
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5.2.4 Evaluation 

Tz. 97 Evaluationen können beispielsweise Aufschluss darüber geben, ob den Leis-

tungsberechtigten die richtigen Leistungsangebote zur Verfügung gestellt werden 

oder ob die Leistungsberechtigten mit der Beratung durch die Eingliederungshilfe 

zufrieden sind. Sie bieten insbesondere die Möglichkeit, Leistungsberechtigte in 

diese Untersuchungen einzubinden und dadurch den personenzentrierten Ansatz 

der Eingliederungshilfe zu stärken. 

Tz. 98 Nur wenige Kommunen berichteten von Evaluationen im Prüfungszeitraum. So 

erläuterten die Landkreise Goslar und Oldenburg, dass sie Evaluationen zu Maß-

nahmen in der Frühförderung durchführten. Der Landkreis Harburg und die Stadt 

Oldenburg evaluierten ihre Projekte zur Schulassistenz (vgl. Abschnitt 5.3).  

Tz. 99 Die üöKp empfiehlt den Kommunen, Evaluationen zur Qualitätsverbesserung und 

Steuerungsunterstützung in der Eingliederungshilfe zu nutzen. 

5.3 Maßnahmenentwicklung und -bewertung 

Tz. 100 Nach Erhebung der vorhandenen und Auswertung der benötigten Angebotsstruk-

tur können die Träger der Eingliederungshilfe abgleichen, welche Angebote ggf. 

neu geschaffen, ausgebaut oder angepasst werden sollten.  

Tz. 101 Keine der geprüften Kommunen verfügte bisher über eine umfassende struktu-

relle Angebotssteuerung zur Sicherung eines angemessenen und ortsnahen 

Leistungsangebots. Einige Kommunen hatten aber Steuerungsansätze. 

Tz. 102 Fast alle geprüften Kommunen berichteten über eine Steigerung der Fallzahlen 

bei der Schulassistenz. Vom Jahr 2020 bis zum Jahr 2022 stieg die Zahl der 

Schulassistenzen nach dem SGB IX in den betrachteten Kommunen56 um 

rund 14 %. 

Tz. 103 Einige Kommunen entwickelten Modelle, um dem steigenden Bedarf an Schulas-

sistenz gerecht werden zu können und/oder die Leistung inklusiver zu gestalten. 

Mehrere Kommunen etablierten neben der individuellen Schulassistenz eine so-

genannte Poollösung. Diese vermindere die Anzahl der Schulassistenzen im 

 
56  Auswertung ohne die Region Hannover und die Stadt Braunschweig. Die Region Hannover konnte keine Zah-

len für das Jahr 2022 liefern. Die Stadt Braunschweig konnte keine Zahlen für das Jahr 2020 liefern. 
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Klassenraum, weil eine Schulassistenz mehrere Kinder gleichzeitig unterstütze. 

Zudem sei die Hilfe für das einzelne Kind weniger stigmatisierend. 

Tz. 104 Die Städte Braunschweig, Oldenburg und Emden sowie der Landkreis Harburg 

erläuterten, dass sie die inklusive Beschulung auch mit präventiven Maßnahmen 

unterstützten.  

Tz. 105 Beispielsweise verfolgte die Stadt Oldenburg mit dem Modell „Pauschalierte 

Schulbegleitung“ diesen Ansatz. Die Stadt Oldenburg teilte mit, dass sie hierfür 

im Jahr 2022 freiwillige Leistungen in Höhe von 3,4 Millionen Euro aufgewendet 

habe. Pro Schule sei ein Leistungsanbieter tätig, der Schulassistenz sowohl prä-

ventiv als auch bei festgestelltem Eingliederungshilfebedarf erbringe. Solange die 

Schulassistenz präventiv geleistet werde, würden die Aufwendungen durch frei-

willige Leistungen der Stadt Oldenburg getragen. Werde für einzelne Kinder ein 

konkreter, individueller Bedarf an Eingliederungshilfe für eine Schulassistenz 

festgestellt, würden diese Aufwendungen aus Mitteln der Eingliederungshilfe ge-

zahlt.  

Tz. 106 Über einen weiteren Steuerungsansatz berichtete der Landkreis Friesland. Sein 

Ziel war, die Inklusion in Schulen voranzubringen und die Zahl der Integrations-

plätze in Regelkindergärten und Plätzen in HPK nicht ausweiten zu müssen. 

Dazu bemühte er sich, die in der Vergangenheit üblichen Rückstellungen vom 

Schulbesuch57 zu vermeiden. Die Kinder würden so mit gleichaltrigen und ihnen 

bekannten Kindern eingeschult und erhielten im Bedarfsfall entsprechende Un-

terstützung, z. B. durch Schulassistenz. Um dieses Vorgehen gegenüber den 

Schulen zu vermitteln, habe der Landkreis hierbei eng mit dem RZI zusammen-

gearbeitet. 

Tz. 107 Einige Kommunen erläuterten, dass Leistungsanbieter mit großem Ange-

botsspektrum häufig mit den Eltern der Leistungsberechtigten vorab Gespräche 

führen würden, um ihnen ihre eigenen Leistungsangebote nahezulegen. Beispiel-

weise würde den Eltern von Kindern in einem heilpädagogischen Kindergarten 

der Wechsel in eine – beim selben Anbieter vorhandene – Tagesbildungsstätte 

angeraten, statt auf die Möglichkeit des Besuchs einer Förder- oder Regelschule 

hinzuweisen. Die Eltern würden dann die vom bisherigen Leistungsanbieter 

 
57  Gem. § 64 Absatz 2 Satz 1 NSchG können schulpflichtige Kinder, die körperlich, geistig oder in ihrem sozialen 

Verhalten nicht genügend entwickelt sind, um mit der Aussicht auf Erfolg am Unterricht der Grundschule oder 
einer Förderschule teilzunehmen, für ein Jahr vom Schulbesuch zurückgestellt werden. 
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empfohlene Leistung konkret gegenüber der Kommune einfordern. Insbesondere 

der Landkreis Friesland berichtete von solchen Fällen, auch vor dem Hinter-

grund, dass es in seinem Bereich nur sehr wenige, aber durchsetzungsstarke 

Anbieter gab. Er habe in Absprache mit einem großen Anbieter erreicht, dass 

dieser nicht mehr vor Durchführung einer Hilfeplanung Einfluss auf die Eltern der 

Leistungsberechtigten ausübe.  

Tz. 108 Die beispielhaft aufgeführten Steuerungsansätze zeigen, dass die Kommunen 

bestrebt waren, durch verschiedene Maßnahmen steuernd einzuwirken, um ih-

rem Sicherstellungsauftrag gerecht zu werden und zugleich ihre Aufwendungen 

zu begrenzen. Die Kommunen sollten untersuchen und bewerten, ob ihre Steue-

rungsansätze und Maßnahmen wirksam waren. Dadurch können die Kommunen 

feststellen, ob die veränderte Angebotsstruktur und die benötigte Angebotsstruk-

tur nun besser zusammenpassen. Die aus diesem Abgleich gewonnenen Er-

kenntnisse sollten als Basis für die Entwicklung zukünftiger Maßnahmen in die 

weitere Strukturplanung einfließen. Damit beginnt der Steuerungsprozess von 

vorn. 

Tz. 109 Eine umfassende strukturelle Angebotssteuerung ist aus Sicht der üöKp aller-

dings nur möglich, wenn eine Auswertung der Gesamtplanung, ein Finanzcon-

trolling, ein Austausch mit anderen Akteuren sowie Evaluationen etabliert sind, 

auf deren Grundlage Maßnahmen zur Anpassung der Angebotsstruktur abgelei-

tet werden können. 

6 Kennzahlen der Eingliederungshilfe für junge Menschen 

Tz. 110 Bei der Abstimmung der Datengrundlagen berichtete die Mehrzahl der Kommu-

nen über Schwierigkeiten bei der Erhebung der Daten zu Fallzahlen und Aufwen-

dungen für die Eingliederungshilfe.  

Tz. 111 Neuregelungen des BTHG (neue Leistungen, Leistungsgruppen und Zuständig-

keiten) sowie organisatorische Veränderungen in einigen Kommunen hätten Aus-

wirkungen auf Buchungssystematiken gehabt. Hierdurch notwendige Anpassun-

gen in den Buchungen und Fachverfahren seien sukzessive aufgedeckt worden 

und erfolgt. Die Daten seien jedoch nicht immer rückwirkend korrigierbar.  
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Tz. 112 Die Stadt Braunschweig konnte für das Jahr 2020 keine belastbaren Daten mit-

teilen, daher fehlt im Folgenden eine Aussage zur jeweiligen Entwicklung im Prü-

fungszeitraum. 

Tz. 113 Fallzahlen aus dem Jahr 2023 konnte die üöKp nicht betrachten, da diese in der 

Regel noch nicht vorlagen. 

6.1 Entwicklung der Anzahl der Leistungsberechtigten und Ausgaben 

Tz. 114 Im Prüfungszeitraum erhöhte sich die Gesamtzahl der leistungsberechtigten Kin-

der und Jugendlichen in den geprüften Kommunen um 9,8 %.58 Im Jahr 2022 er-

hielten in den zehn geprüften Kommunen insgesamt 8.405 Kinder und Jugendli-

che Leistungen der Eingliederungshilfe. 59 

Tz. 115 In der Mehrzahl der Kommunen stieg die Zahl der Leistungsberechtigten im Prü-

fungszeitraum deutlich. Die höchste Zuwachsrate verzeichnete der Landkreis 

Oldenburg. Im Landkreis Friesland blieb die Zahl konstant. Die Werte je Kom-

mune sind in Anlage 5 aufbereitet.  

Tz. 116 Bei den dargestellten Entwicklungen ist der gleichzeitige Bevölkerungsanstieg 

unter 18 Jahren in den Kommunen zu berücksichtigen. Beispielsweise stieg die 

Anzahl der Leistungsberechtigten im Landkreis Harburg im Prüfungszeitraum um 

7,1 %. Gleichzeitig vergrößerte sich die Bevölkerungszahl der unter 18-Jährigen 

um 4,7 %.60 In Abbildung 3 ist daher dargestellt, wie sich der Anteil der Leis-

tungsberechtigten an der Bevölkerung unter 18 Jahren (Leistungsempfänger-

dichte) im Prüfungszeitraum entwickelt hat. Hohe Zuwachsraten bei der Zahl der 

Leistungsberechtigten gehen zum Teil mit geringen Änderungen in der Leis-

tungsempfängerdichte einher.  

 
58  Betrachtung ohne die Stadt Braunschweig aufgrund fehlender Werte für das Jahr 2020. 
59  Landesweit erhöhte sich die Zahl der Leistungsberechtigten in der Eingliederungshilfe unter 18 Jahren im Zeit-

raum von 2020 bis 2022 um 6,4 %. Darin sind jedoch die Schulpflichtigen ab 18 Jahren nicht enthalten. Vgl. 
Statistisches Bundesamt (Destatis), 2023, Empfänger von Eingliederungshilfe (SGB IX), Tabelle 22161-0010, 
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online, zuletzt aufgerufen am 23.01.2025.  

60  Die Einwohnerzahl unter 18 Jahren im Landkreis Harburg stieg von 44.344 im Jahr 2020 auf 46.429 im Jahr 
2022. Vgl. Landesamt für Statistik Niedersachsen, 2023, Tabelle Z100002G: „Bevölkerung nach Altersgrup-
pen in Niedersachsen“, zuletzt aufgerufen am 25.01.2025. 

https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
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Abbildung 3:  Entwicklung der Leistungsempfängerdichte im Prüfungszeitraum  
 * Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
 Quelle: Angaben der geprüften Kommunen und Landesamt für Statistik Niedersach-

sen (Tabelle Z100002G: „Bevölkerung nach Altersgruppen in Niedersachsen“) 

Tz. 117 Deutlich werden hier zudem die Unterschiede zwischen den Kommunen hinsicht-

lich des Anteils der jungen Bevölkerung, der Eingliederungshilfeleistungen erhält. 

Die Bandbreite lag im Jahr 2022 zwischen 13 und 36 Leistungsberechtigten pro 

1.000 Kindern und Jugendlichen. 

Tz. 118 Für das Jahr 2022 teilten die geprüften Kommunen Bruttoausgaben für Einglie-

derungshilfen für Kinder und Jugendliche i. H. v. insgesamt 204,4 Mio. € mit. 

Dies entspricht einem Anstieg von 17,3 % im Prüfungszeitraum61. Den relativ 

stärksten Anstieg verzeichneten die Stadt Emden (+ 32,1 %) sowie der Landkreis 

Oldenburg (+ 30,1 %). Der Landkreis Friesland teilte hingegen für das Jahr 2022 

um 3,7 % geringere Werte mit als für das Jahr 2020. Die Werte für alle Kommu-

nen lassen sich in Anlage 562 nachvollziehen.  

Tz. 119 Abbildung 4 veranschaulicht die Bruttoausgaben pro leistungsberechtigter Per-

son je Jahr und Kommune63. Über alle Kommunen und Leistungsberechtigten be-

rechnet gaben die Kommunen im Jahr 2022 durchschnittlich 24.316 € pro leis-

tungsberechtigter Person aus.  

 
61  Betrachtung ohne die Stadt Braunschweig aufgrund fehlender Werte für das Jahr 2020. 
62  Dargestellt sind dort auch die Entwicklungen der Bruttoausgaben im Prüfungszeitraum pro Kopf unter 18 Jah-

ren. Im Jahr 2022 verausgabten die Kommunen im Mittel 497,21 € pro Kopf unter 18 Jahren für Eingliede-
rungshilfeleistungen. 

63  Dabei handelt es sich nicht um mittlere Fallkosten, da einige Leistungsberechtigte sowohl Leistungen zur Teil-
habe an Bildung als auch zur sozialen Teilhabe erhalten und dann statistisch gesehen zwei Fälle bilden.  
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Abbildung 4:  Entwicklung der Bruttoausgaben pro leistungsberechtigter Person im  

Prüfungszeitraum 
 * Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
 Quelle: Angaben der Kommunen 

Tz. 120 In sechs Kommunen sind die Ausgaben pro leistungsberechtigter Person im Prü-

fungszeitraum gestiegen, am stärksten in der Region Hannover (+ 13,2 %). Nied-

rige Zuwachsraten verzeichneten die Landkreise Oldenburg (+ 3,1 %) und Har-

burg (+ 2,5 %). In drei Kommunen sanken die Ausgaben pro leistungsberechtig-

ter Person hingegen, am stärksten im Landkreis Stade (- 6,4 %). 

Tz. 121 Als wichtige Einflussfaktoren auf die Entwicklung der Pro-Kopf-Ausgaben identifi-

zierten die Kommunen Entgelterhöhungen in Folge hoher Inflationswerte und Ta-

rifabschlüsse. Bei vielen Leistungen beschließt die „Gemeinsame Kommission 

u 18“64 die Entgeltfortschreibungen verbindlich, so dass die Kommunen nur we-

nig Einfluss auf die Entgelthöhe nehmen können.65  

Tz. 122 Darüber hinaus legten die Kommunen dar, dass die Ausgabenentwicklung stark 

von teuren Einzelfällen getrieben sei. Beispielsweise entstünden pro Einzelfall 

Aufwendungen in mittlerer sechsstelliger Höhe für die Unterstützung durch Ge-

bärdendolmetscher im Schulunterricht. Derartige Fälle wirken sich umso stärker 

auf die durchschnittlichen Fallkosten aus, je kleiner eine Kommune ist bzw. je 

weniger Leistungsberechtigte sie versorgt.  

 
64  Die Vertragsparteien des niedersächsischen „Rahmenvertrages nach § 131 SGB IX zur Erbringung von Leis-

tungen der Eingliederungshilfe in Niedersachsen für Kinder und Jugendliche“ haben in §§ 18 ff. des Vertrages 
eine Gemeinsame Kommission als Vertragsgremium eingesetzt. Diese setzt sich zusammen aus Vertretern 
der kommunalen Spitzenverbände, des Landes und der Leistungserbringerverbände. Der Landesbeirat für 
Menschen mit Behinderungen benennt beratende Mitglieder.  

65  Hierzu zählen beispielsweise die Leistungen in HPK sowie Tagesbildungsstätten. Einflussmöglichkeiten auf 
die Entgelte haben die Kommunen hier hinsichtlich der zu verhandelnden Investitionskosten und der Grund-
kalkulation der Fahrtkosten. Die Fortschreibung der Fahrtkosten wiederum wird vom Beschluss der Gemein-
samen Kommission abgedeckt. 
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Tz. 123 Der Vergleich von durchschnittlichen Fallkosten wird hierdurch zum Teil schon 

innerhalb einer Kommune im Jahresvergleich schwierig. Von der Entwicklung der 

Fallkosten auf die Effektivität von Steuerungsmaßnahmen zu schließen, ist daher 

nur bedingt möglich.  

Tz. 124 Zusammengefasst zeigte sich hinsichtlich der Ausgaben, wie schon bei den Leis-

tungsempfängerzahlen, kein einheitliches Bild. Die Kommunen beschrieben 

grundsätzlich ähnliche Entwicklungen beim Nachfrageverhalten (vgl. Abschnitt 

4.2) und den Einflussfaktoren auf die Ausgaben. Warum sich diese jedoch unter-

schiedlich in den betrachteten Kennzahlen niederschlagen und was dabei die Ur-

sachen und Stellschrauben sind, sollten alle Kommunen im Rahmen ihrer Struk-

turplanung untersuchen. (vgl. Abschnitt 5) 

Tz. 125 Viele Kommunen führten in den Gesprächen an, dass ihnen durch das aktuelle 

Ruhen des Niedersächsischen Kennzahlenvergleichs in der Eingliederungshilfe66 

wichtige Vergleichswerte fehlen. Ein interkommunaler Austausch zu diesen Fra-

gen wäre aus Sicht der üöKp sinnvoll. 

6.2 Leistungen der sozialen Teilhabe und Teilhabe an Bildung 

Tz. 126 Für das Jahr 2022 teilten die geprüften Kommunen insgesamt 8.744 Fälle der 

Teilhabe an Bildung nach § 112 SGB IX und sozialen Teilhabe nach 

§ 113 SGB IX mit. Rund zwei Drittel der Fälle im Jahr 2022 waren der sozialen 

Teilhabe zuzuordnen, ein Drittel der Teilhabe an Bildung. Die Bruttoausgaben 

waren hingegen nahezu gleich verteilt zwischen den beiden wichtigsten Leis-

tungsgruppen der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche (vgl. Abbil-

dung 5): 

 
Abbildung 5: Verteilung der Fallzahlen und Bruttoausgaben im Jahr 2022 nach Leistungsgruppen 
 Quelle: Angaben der Kommunen. 

 
66  Service des Nds. Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung für die niedersächsischen 

Kommunen bis zum Jahr 2019. 
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Tz. 127 Die von den geprüften Kommunen zur Verfügung gestellten Einzeldaten zu Fall-

zahlen und Ausgaben sind in Anlage 6 aufbereitet und können zur Einzelbetrach-

tung herangezogen werden. 

Tz. 128 Wie in Abschnitt 4.1 erläutert, sind bei den Leistungen der sozialen Teilhabe ins-

besondere heilpädagogische Leistungen in Regel- und Sonderkindergärten von 

Bedeutung. Hier hatten einige Kommunen im Prüfungszeitraum die Kapazitäten 

erhöht.  

Tz. 129 In jeweils sechs von neun Kommunen67 stiegen die Fallzahlen im HPK bzw. für 

integrative Leistungen im Regelkindergarten. Die einzelnen Werte sowie die Aus-

gaben sind in Anlage 7 nachzuvollziehen. Dargestellt ist zudem die Entwicklung 

der Falldichte, d. h. der Fallzahlen im Verhältnis zur Bevölkerung im Kindergar-

tenalter. Auch dabei wird eine große Bandbreite deutlich: Die Werte für die In-

tegration im Regelkindergarten im Jahr 2022 liegen in den Kommunen zwischen 

11 und 47 Fällen pro 1.000 Kindern zwischen drei und sechs Jahren. 

Tz. 130 Bei der Teilhabe an Bildung werden insbesondere Leistungen in Tagesbildungs-

stätten und für Schulassistenzen erbracht. Für Leistungen in Tagesbildungsstät-

ten haben die geprüften Kommunen für das Jahr 2022 Ausgaben in Höhe von 

13 Mio. € mitgeteilt. Die Fallzahlen im Prüfungszeitraum waren weitgehend stabil. 

Tz. 131 Bei der Schulassistenz beschrieb die Mehrzahl der Kommunen, dass die Nach-

frage stark gestiegen sei (vgl. Abschnitt 4.2). Einige Kommunen hatten Poollö-

sungen für die Schulassistenzen entwickelt und umgesetzt (vgl. Abschnitt 5.3). 

Tz. 132 Die Aussagen der Kommunen zur Schulassistenz werden von den Fallzahlen ge-

stützt. Leistungen für die Teilhabe an Bildung sowohl an Regelschulen als auch 

an Förderschulen für geistige Entwicklung68 im Prüfungszeitraum sind in der 

Mehrzahl der Kommunen deutlich gestiegen. In den Landkreisen Friesland und 

Harburg lässt sich im Prüfungszeitraum ein Rückgang der Schulassistenzen an 

Regelschulen feststellen. In der Stadt Emden waren die Schulassistenzen an 

Förderschulen für geistige Entwicklung leicht rückläufig.  

 
67  Es fehlt die Stadt Braunschweig. 
68  Hierbei handelt es sich hauptsächlich um Schulassistenz. Daher wird im Folgenden synonym von Schulassis-

tenz gesprochen. 
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Tz. 133 Die Schulassistenzen stellten zudem eine bedeutende Ausgabengröße für die 

Kommunen dar. Im Jahr 2022 gaben die geprüften Kommunen insgesamt rund 

47,7 Mio. €69 für Teilhabe an Bildung an Regelschulen sowie Förderschulen für 

geistige Entwicklung aus. Die durchschnittlichen Fallkosten lagen bei 25.762 € an 

Regelschulen und bei 23.955 €70 an Förderschulen geistige Entwicklung. Die 

Werte zur Teilhabe an Bildung sind in Anlage 8 ausführlich dargestellt. 

Tz. 134 Einige Kommunen hatten Steuerungsbemühungen im Bereich der Teilhabe an 

Bildung beschrieben. (vgl. Abschnitt 5.3) Inwiefern diese Steuerungsansätze ur-

sächlich sind für die Entwicklungen der Fallzahlen, sollte durch die Kommunen 

geprüft werden, sofern noch nicht geschehen. Dies gilt auch angesichts der gro-

ßen Bedeutung, die der Gesetzgeber der Teilhabe an Bildung gegeben hat. Sie 

wurde vor dem Hintergrund des Art. 24 der UN-BRK71 durch das BTHG als ei-

genständige Rehabilitationsleistung eingeführt.72  

Tz. 135 Zusammengefasst hält die üöKp es sowohl aus inhaltlichen wie auch aus fiskali-

schen Gründen für wichtig, dass die Kommunen die Effektivität und Effizienz der 

Hilfen zur Teilhabe an Bildung kennen. Nur so können Steuerungsmöglichkeiten 

identifiziert und schließlich genutzt werden. 

7 Stellungnahmen der Kommunen 

Tz. 136 Durch das in § 4 Abs. 1 Satz 3 NKPG vorgesehene Stellungnahmeverfahren wird 

den geprüften Kommunen die Gelegenheit gegeben, insbesondere auf zu korri-

gierende Sachverhalte hinzuweisen. 

Tz. 137 Die Kommunen hatten bis zum 31.08.2024 die Möglichkeit, zum Entwurf der Prü-

fungsmitteilung Stellung zu nehmen. Davon haben die Landkreise Friesland,  

Goslar, Hildesheim und Stade sowie die Städte Braunschweig und Oldenburg 

Gebrauch gemacht. Der Landkreis Oldenburg erklärte seinen Verzicht auf eine 

Stellungnahme. 

 
69  Ohne den Landkreis Oldenburg, der keine nach Schulformen differenzierten Ausgaben mitteilen konnte. 
70  Die Region Hannover konnte aus personellen Gründen keine Fallzahlen der Schulassistenz für das Jahr 2022 

mitteilen, der Landkreis Oldenburg keine nach Schulformen differenzierten Ausgaben. Daher wurden die 
Durchschnittswerte ohne diese beiden Kommunen ermittelt. 

71  Art. 24 UN-BRK thematisiert den Bereich Bildung und verpflichtet die Vertragsstaaten, ein integratives und 
inklusives Bildungssystem zu gewährleisten. Vgl. UN-BRK, https://www.behindertenrechtskonvention.info/. 

72  Im SGB XII waren diese Leistungen integriert in die „Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft“. 
Im Zuge des BTHG wurden sie zudem durch Verbesserungen bei der Zweitausbildung ergänzt. Vgl. 
https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/betreuungswesen/teilhabe-an-bildung/, zuletzt aufgerufen am 
23.01.2025.  

https://www.behindertenrechtskonvention.info/
https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/betreuungswesen/teilhabe-an-bildung/
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Tz. 138 Der Landkreis Friesland erklärte im Stellungnahmeverfahren, dass er bereits 

mit der Umsetzung der gegebenen Hinweise begonnen und erste Grundlagen für 

ein Fach- bzw. Wirkungscontrolling geschaffen habe. Das begrüßt die üöKp. 

Tz. 139 Der Landkreis Goslar erklärte im Stellungnahmeverfahren, dass er über eine 

Übersicht über die vorhandenen Angebote in Form einer Exceldatei verfüge. Er 

halte aber eine einheitliche, komfortabel nutzbare Landes-Datenbank für deutlich 

hilfreicher, mit der auch die Leistungsangebote der Nachbarkommunen einseh-

bar seien. 

Tz. 140 Zum Fachcontrolling erklärte der Landkreis Goslar, dass der Umfang von B.E.Ni 

enorme Personalressourcen binde. Hinzu kämen technische Probleme mit der 

Einbindung in die Fachanwendung. Dies erschwere das Entwickeln eines tech-

nikunterstützten Fachcontrollings erheblich. 

Tz. 141 Ferner berichtete der Landkreis Goslar, dass er in großem Umfang sozialpäda-

gogisches Fachpersonal aufgestockt habe. Trotzdem sei es aufgrund fehlender 

Personalressourcen notwendig, bei der Ausgestaltung der Gesamtplanverfahren 

Abstufungen vorzunehmen. Die Hauptaufgabe bleibe die individuelle Steuerung 

passgenauer Hilfen im Einzelfall, nicht die lückenlose Dokumentation jedes Ein-

zelfalls. Eine umfassende Strukturplanung einschließlich eines systematischen 

Fachcontrollings würde einen ganz erheblichen Erfassungsaufwand und damit 

einen erheblichen Personalmehrbedarf auslösen. 

Tz. 142 Der Landkreis Hildesheim teilte im Stellungnahmeverfahren geänderte Fallzah-

len und Aufwendungen mit. Der Landkreis habe zuvor nicht alle Kinder und Ju-

gendlichen bei der Auswertung der Fachprogramme einbezogen. 

Tz. 143 Die üöKp führte mit dem Landkreis Hildesheim am 05.12.2024 ein Erörterungs-

gespräch zur abgegebenen Stellungnahme. Daraufhin wurden nochmals voll-

ständig überarbeitete Fallzahlen und Aufwendungen sowie Veränderungen bei 

den Wohnangeboten mitgeteilt. Die nachträglich gelieferten Werte führten zu Än-

derungen in Abschnitt 6, Anlage 3 sowie den Anlagen 5 bis 8. 

Tz. 144 Der Landkreis Stade berichtete in seiner Stellungnahme, dass er dem Fazit der 

üöKp zustimme und bereits Handlungsbedarfe für sich erkannt habe. So beab-

sichtige er u. a.: 
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• zu prüfen, inwieweit Pooling-Modelle bei den Schulassistenzleistungen mit Blick 

auf Fallzahlen und Kostensteigerungen möglich sind, 

• Gespräche mit ortsansässigen Leistungsanbietern hinsichtlich der Wohnange-

bote für Kinder und Jugendliche mit geistiger Behinderung und massiven Ver-

haltensstörungen zu führen, 

• im Jahr 2024 eine Koordinierungsstelle „Pflege und Inklusion“ auszuschreiben. 

Der Landkreis teilt mit, dass die Stelle zum 01.03.2025 besetzt wird. Er plane 

die Vernetzung mit den Akteuren vor Ort, um den Sozialraum weiter zu erschlie-

ßen und 

• zu prüfen, in welchen Bereichen die Zusammenarbeit für eine bedarfsorientierte 

Strukturplanung intensiviert werden muss. 

Tz. 145 Außerdem teilte der Landkreis Stade mit, dass er noch zu wenige Integrations-

plätze anbiete und dies auf den Fachkräftemangel zurückzuführen sei. Er fördere 

die Erzieherinnen- und Erzieherausbildung mit entsprechenden Stipendien. 

Tz. 146 Zudem sei der Landkreis Stade mit dem Land im Gespräch, inwieweit die Daten-

bank Quotas genutzt werden kann, um einen vollständigen Überblick über be-

legte Plätze bei den Leistungsangeboten zu erhalten. 

Tz. 147 Der Landkreis Stade teilte mit, dass er derzeit nicht mit seinem Fachverfahren 

auswerten könne, welche Angebote vor Ort fehlen. Er habe daher zwischenzeit-

lich eine übergangsweise Lösung (Excelliste) hinterlegt. Auch biete das Fachver-

fahren noch nicht die Möglichkeit, das Erreichen von Zielen zu evaluieren. 

Tz. 148 Die Stadt Braunschweig legte zum Abschnitt 4.2. dar, warum sich die Versor-

gung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen aus ihrer Sicht teils 

schwierig gestaltete. Insbesondere verdeutlichte die Stadt, dass sich eine landes-

weite Angebotslücke bei der Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit be-

sonders auffälligem Verhalten bei gleichzeitiger geistiger Beeinträchtigung dar-

stelle. Es gäbe Anbieter, die grundsätzlich bereit wären, entsprechende Plätze 

für Kinder und Jugendliche zu schaffen, wenn sichergestellt wäre, dass ange-

messen finanzierte Anschlussplätze für junge Erwachsene zur Verfügung stün-

den. 



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs 
Prüfungsmitteilung vom 19.02.2025, Umsetzung BTHG                                                                                                             39 

 

Tz. 149 Die Stadt Braunschweig teilte im Stellungnahmeverfahren mit, dass seit dem 

01.05.2024 die Verfahrenslotsin gem. § 10b Abs. 2 SGB VIII damit befasst sei, 

die Infrastruktur in den Sozialräumen zu erfassen, um eine inklusive Ausrichtung 

in der Stadt Braunschweig sicherzustellen.  

Tz. 150 Mit der Stadt Oldenburg führte die üöKp am 07.08.2024 ein Erörterungsge-

spräch im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens. Die Stadt Oldenburg berich-

tete, dass vor Ort bereits seit dem 01.09.2022 der Projektauftrag mit dem Titel 

"Umsetzung der großen Lösung, SGB Vlll-Reform" bestehe. Das Ziel des Projek-

tes sei die Umsetzung der Zusammenführung der Leistungen der Eingliede-

rungshilfe nach dem SGB IX und dem SGB VIII für alle jungen Menschen gemäß 

den gesetzlichen Bestimmungen der SGB Vlll-Reform (Kinder- und Jugendstär-

kungsgesetz) im Amt für Jugend und Familie. Die sachliche Zuständigkeit der 

Kinder- und Jugendhilfe soll damit für alle jungen Menschen ab dem Haushalts-

jahr 2027 entsprechend der Regelungen des SGB VIII umgesetzt werden. 

Tz. 151 Hinsichtlich der Aufforderung der üöKp, künftig die Organisationsvorgaben des 

SGB VIII umzusetzen, teilte die Stadt Oldenburg mit, dass sie für den Haushalt 

2025 eine Beteiligung des Jugendhilfeausschusses vorsehen wird. Zudem wird 

sie den politischen Gremien vorschlagen, die Satzung des Jugendamtes so zu 

ändern, dass das fachliche Weisungsrecht und die fachliche Steuerung für die 

Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII durch den Leiter des Amtes für Jugend 

und Familie wahrgenommen werden soll. 

8 Fazit 

Tz. 152 Die Reform der Eingliederungshilfe durch das BTHG und die Änderung der Zu-

ständigkeit in Niedersachsen stellten und stellen die Kommunen noch immer vor 

enorme Herausforderungen. 

Tz. 153 Die Kommunen unternahmen in den letzten Jahren teils große Anstrengungen, 

ihre Organisationsstrukturen anzupassen. Einige hatten dabei auch schon die 

„Große Lösung“ (geplante Zusammenführung der bisher getrennt geregelten Ein-

gliederungshilfen für Kinder und Jugendliche nach SGB VIII und IX, vgl. Tz. 20) 

im Blick. Ein beständiger Fokus der Kommunen lag auf der Sicherstellung der in-

dividuellen Bedarfe der Leistungsberechtigten und der Umsetzung der erweiter-

ten Vorgaben zur Gesamt- und Teilhabeplanung. Die Kommunen räumten jedoch 
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ein, dass sie ihrem Sicherstellungsauftrag nicht in allen Fällen gerecht werden 

konnten. 

Tz. 154 Umso wichtiger ist es, dass die Kommunen sich damit auseinandersetzen, wie 

sie ihre Angebotsstruktur unter Verwendung der vorhandenen Informationen aus 

der Gesamt- und Teilhabeplanung steuern können. Ziel muss es dabei sein, dass 

künftig bedarfsdeckende, am Sozialraum orientierte und inklusiv ausgerichtete 

Leistungsangebote ausreichend zur Verfügung stehen. Keine der geprüften Kom-

munen hatte hierfür bisher eine Strukturplanung entwickelt. In einer Handrei-

chung (Anlage 1) hat die üöKp die aus ihrer Sicht dafür notwendigen Schritte zu-

sammengefasst. 

Im Auftrag 

 

Heike Fliess 
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Anlage 1: Schematische Darstellung der Strukturplanung in der Eingliederungshilfe 
 

 
Quelle: eigene Darstellung
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Anlage 2: Organisation der Eingliederungshilfe (EGH) nach SGB IX für Kinder und Jugendliche 
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Anlage 3: Angebote mit vereinbarten Platzzahlen für junge Menschen mit Behinderungen 
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Anlage 3: Angebote mit vereinbarten Platzzahlen für junge Menschen mit Behinderungen 
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Anlage 4: Platzdichte (Integrationsplätze in Regelkindergärten und HPK-Plätze) 
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Anlage 4: Platzdichte (Integrationsplätze in Regelkindergärten und HPK-Plätze) 
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Anlage 5: Kennzahlen zu Leistungsberechtigten und Gesamtausgaben je Kommune 
 
 

 
 
*   Die Stadt Braunschweig konnte für das Jahr 2020 keine belastbaren Zahlen mitteilen. 
** Jahressummen ohne Stadt Braunschweig 
*** Jahressummen mit Stadt Braunschweig 
 

 
 
Anstieg der Leistungsberechtigten in den geprüften Kommunen im Prüfungszeitraum 9,8 %  
(aufgrund fehlender Werte für 2020 ohne Stadt Braunschweig) 
 
Anstieg der Bevölkerung unter 18 Jahren in den geprüften Kommunen im Prüfungszeitraum 3,8 % 
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Anlage 5: Kennzahlen zu Leistungsberechtigten und Gesamtausgaben je Kommune  
 
 

 
 
 
*   Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
**  Jahressummen ohne Stadt Braunschweig. 
*** Jahressummen inklusive Stadt Braunschweig. 
 
 
Durchschnittliche Bruttoausgaben pro leistungsberechtigter Person für das Jahr 2022 über alle Kommunen = 24.316,17 €  
 
= 204.377.437,64 €/ 8.405 Leistungsberechtigte 
 
(= Summe*** SP 4 / Anzahl Leistungsberechtigte 2022) 
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Anlage 5: Kennzahlen zu Leistungsberechtigten und Gesamtausgaben je Kommune  
 
 

 
 
* Stadt Braunschweig ohne Werte für 2020.  
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Anlage 6: Kennzahlen zu Leistungsgruppen zur sozialen Teilhabe und Teilhabe an Bildung 
 
 

 
 
 
*   Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
**  Jahressummen ohne Stadt Braunschweig. 
*** Jahressummen inklusive Stadt Braunschweig. 
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Anlage 6: Kennzahlen zu Leistungsgruppen zur sozialen Teilhabe und Teilhabe an Bildung 
 
 

 
 
 
*   Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
**  Jahressummen ohne Stadt Braunschweig. 
*** Jahressummen inklusive Stadt Braunschweig. 
 

 
 

 



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs 
Prüfungsmitteilung vom 19.02.2025, Umsetzung BTHG                                                                                                             52 

 

Anlage 6: Kennzahlen zu Leistungsgruppen zur sozialen Teilhabe und Teilhabe an Bildung 
 
 

 
 
 

 
 
 
* Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
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Anlage 7: Kennzahlen zur sozialen Teilhabe in HPK für Kinder mit geistiger Behinderung und bei Integration im Regelkindergarten 
 

 
 
 

 
 

* Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 



Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs 
Prüfungsmitteilung vom 19.02.2025, Umsetzung BTHG                                                                                                             54 

 

Anlage 7: Kennzahlen zur sozialen Teilhabe in HPK für Kinder mit geistiger Behinderung 
und bei Integration im Regelkindergarten 

 
 
 

 
 

 

 
* Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
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Anlage 8: Kennzahlen zur Teilhabe an Bildung an Regelschulen und Förderschulen geistige Entwicklung (Schulassistenz) 
 
 

 
 
 
*   Der Landkreis Oldenburg konnte die Ausgaben nicht nach Schulform differenzieren. 
**  Die Region Hannover ohne Fallzahlen für das Jahr 2022. 
**  Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
****  Jahressumme ohne Landkreis Oldenburg. 
***** Jahressummen ohne Landkreis Oldenburg und Region Hannover. 
 

Mittlere Fallkosten der Schulassistenz an Regelschulen für das Jahr 2022 über alle Kommunen = 25.762,30 € / Fall 
 
= 17.028.882,44 €/ 661 Fälle  
 
(= Summe***** Spalte 9 / Summe***** Spalte 8, d. h. jeweils ohne Landkreis Oldenburg und Region Hannover) 
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Anlage 8: Kennzahlen zur Teilhabe an Bildung an Regelschulen und Förderschulen geistige Entwicklung (Schulassistenz) 
 
 

 
 
*   Der Landkreis Oldenburg konnte die Ausgaben nicht nach Schulform differenzieren. 
**  Die Region Hannover konnte aus personellen Gründen keine Werte für die Schulassistenzen für das Jahr 2022 mitteilen. 
**  Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
****  Jahressumme ohne Landkreis Oldenburg. 
***** Jahressummen ohne Landkreis Oldenburg und Region Hannover. 

 
Mittlere Fallkosten Schulassistenz an Förderschulen geistige Entwicklung für das Jahr 2022 über alle Kommunen = 23.954,55 € / Fall 
 
= 5.246.045,93 €/ 219 Fälle  
 
(Summe***** Spalte 8 / Summe Fallzahlen exklusive Landkreis Oldenburg und Region Hannover) 
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Anlage 8: Kennzahlen zur Teilhabe an Bildung an Regelschulen und Förderschulen geistige 

Entwicklung (Schulassistenz) 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
* Der Landkreis Oldenburg konnte die Ausgaben nicht nach Schulformen differenzieren. 
** Die Region Hannover ohne Werte für das Jahr 2022. 
*** Die Stadt Braunschweig ohne Werte für das Jahr 2020. 
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